N 4108. Dienſtag 


den 11. Mat 1847. 


des Großherzogthums Poſen. 


Inland. 


Berlin, den 8. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Diviſions⸗Chef der Abtheilung für das Poſtweſen im Königlich Belgiſchen 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten, Grafen von Albin, den Rothen Adler⸗ 

Orden dritter Klaſſe zu verleihen. 5 


Se. Durchlaucht der Fuͤrſt zu Bentheim-Steinfurt, iſt nach Steinfurt 
abgereiſt. 

— 

Berlin den 8. Mai. Die außerordentlichen Ausfälle, welche während 
dieſes harten Jahres die Berliner Stadtkaſſe erleiden dürfte, können ſich wohl anf 
hundert Tauſend Thaler belaufen. — Obgleich heute wenig Getreide⸗Zufuhr 
war, fo wollten die Käufer für den Wispel Roggen doch nicht mehr als hundert 
Thaler geben. Die anhaltend fruchtbare Witterung, ſo wie das aus Rußland 
täglich zu Waſſer eintreffende viele Getreide wirkt bedeutend auf das Heruntergehen 
der Getreidepreiſe. — Der norddeutſche Volksſchriften⸗Verein, deſſen Hauptſitz 
Berlin ift, hat, höherm Wunſche zufolge, feine Statuten entworfen. Es un⸗ 
terliegt feinem Zweifel, daß die Behörde dieſelbe genehmigen wird, indem leßztere 
für dieſen Verein ein ſehr lebhaftes Jutereſſe kund giebt. Der Verein zähle be— 
reits über 4000 Abonnenten, denen jeder ihnen gelieferter Druckbogen noch nicht 
9 Pf. zu ſtehen kommt. 


Die Stadtverordneten-Verſammlung hat den Magiſtrat erſucht, fo ſchleunig 


als möglich bei den Staatsbehörden darauf anzutragen, daß nachdem die Bren- 
nereien in ihrem Betriebe gehemmt worden, die freie Einfuhr von Spiritus ge⸗ 
ſtattet werden möge, damit die Kaufleute im Stande ſind, ihre Lieferungsverträge 
zu erfüllen. Die Stadtocrordueten-Verſammlung hält überhaupt die bisher er- 
Briffenen Maßregeln noch nicht für ausreichend, um jeden Gedanken von Noth zu 
verſcheuchen, hält fortwährende Berathungen über dieſen Gegenſtand und iſt auch 
en) ihre Anſichten unumwunden dem Herrn Miniſter des Innern vor⸗ 
zulegen. 

Sn Sachen des neuen Judengeſetzes hat der Aelteſte der jädiſchen Gemeinde, 
Dr. Veit hierſelbſt, eine kleine, als Manuſcript gedruckte Broſchüre an die Des 
putirten des Vereinigten Landtages veitheilt, und in derſelben auseinander geſetzt, 
in wie weit das neue Geſetz von dem Edicte vom 15. März 1812 abweicht. 
Dieſe ganze Abweichung hat nun aber, nach dem Verfaſſer, in dem Geiſie ihren 
Grund, von welchem unſere jetzige Regierung, im Gegenſatze gegen die Stein⸗ 
Hardenbergſche Staatsperiode, durchdrungen zu ſein ſcheint, nämlich dem des 
chriſtlichen Staates. Wenn nun auch das Geſetz bei Feſthaltung dieſes Princips 
möglichſt Anerkennungswerthes für die Juden bietet, fo ſehen letztere doch wohl 
ein, daß auf der anderen Seite hiermit ihre ftantliche Entwickelung geſchloſſen 
wird, ſie ziehen es daher vor, gegen ſo wichtige Gewährungen, wie die Frei— 
zügigkeit, die völlige Einräumung des Apothekergewerbes und die theilweiſe der 
atademiſchen Wirkſamkeit, welche ihnen im Geſetze zugeſtanden werden, zu pros 
teſtiren, als ein Princip anzuerkennen, welches ſie zuletzt zu einer Corporation 
herabwürdigen muß. Jun dieſem Augenblick haben ſich fämmeliche veligiöfe Fah⸗ 
nen der hieſigen Juden zu einem gemeinſamen Zwecke, zu dem ihrer politiſchen 
Emaneipation, vereinigt, und es haben dieſelben auch den alten Verkämpfer für 
ihre Rechte, Dr. Rieß er aus Hamburg, hierher kommen laſſen, um für ſie zu 
wirken. Pr. Rießer Hat nun auch ſchon eine Schrift fertig, in welcher er den 
Geſetzentwurf nebſt ſeinen drei Dentſchriſten beleuchtet. 

(Publizist.) Auf die Aufforderung des Staats⸗Anwalts beim Königlichen 
Kammer⸗Gericht, Geheimen Juſtiz⸗Maths Wenzel, find zahlreiche Meldungen von 
Perſonen erfolgt, um in der Unterſuchung wegen der jüngſten Straßen⸗Ex⸗ 
ceſſe freiwillig Zeugniſſe gegen einzelne Schuldige abzulegen, und es find in 
Folge deſſen noch nachträglich mehrere Verhaftungen erfolgt. 

(H. B. H.) Man ſchreibt aus Berlin unterm 25. April; Sicherem Ver⸗ 
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nehmen nach werden vom 1. Sept. d. J. ab die Runkelrüben in den Zoll- 
vereinsſtaaten mit drei Thalern pr. Centner, ſtatt des bisherigen 
Ein Thaler, beſteuert werden (2). 

Berlin, den 8. Mai. Geſtern begingen die K. Realſchule und das da⸗ 
raus hervorgegangene K. Friedrich-Wilhelms-Gymnaſium, den zweiten Tag 
ihrer Jahrhundertsfeier in dem, mit der bekranzten, Buͤſte Inlius Heckers', 
des Stiſters der Anſtalt, geſchmückten Saale der Singakademie, welcher, da es 
den Auſtalten an einer paſſenden Räumlichkeit fehlt, gewählt worden war. Die 
Feier, welcher JJ. KK. HH. die Frau Prinzeſſin von Preußen und Höchſt⸗ 
deren Sohn, Prinz Friedrich Wilhelm, beiwohnten, und wozu viele höhere 
Staats- und Stadtbeamte, wie die Directoren nnd Lehrer der Gymnaſien, des 
Seminars und der Gewerbſchule, Gönner und Freunde der Anſtalten, Aeltern 
und Angehörige der Schüler, desgleichen ausgewählte Schüler der Anſtalten er⸗ 
ſchienen waren, hatte einen erhebenden Charakter Der Director Ranke verkün⸗ 
dete zum Schluß, daß das Poſener Friedrich-Wilhelms-Gymnaſium, die Real⸗ 
ſchule in Annaberg (Sachſen), und die alte Schulpforte ihre Glückwünſche darge⸗ 
bracht haͤtten. Mozart's Tedeum beendete die Schulſeierlichkeit. 

Während Frankreich und England gegenwärtig an der Umgeſtaltung ihres Er⸗ 


ziehungs⸗ und Unterrichtsweſens arbeiten, beſchäftigen uns in dieſer Beziehung 


jetzt vorzugsweiſe zwei Unterrichtöfragen, die nämlich der Bildung der Ge iſtli⸗ 
chen und der Juriſten, welche eine Umformung mit jedem Tage dringender er⸗ 
heiſchen. Für letztere bereitet ſich ein Anfang dazu vor, ſobald die Maßregel, 
daß die Auscultatoren zunächſt den Juſtiz-Commiſſarien für ihre erſte Ausbildung 
überwieſen werden, zur Ausführung kommt. Wir werden deshalb wohlthun, 
wenn wir dieſen wichtigen Gegenſtand einer ernſten Prüfung unterwerfen und die 
gleichzeitigen Erfahrungen und Betrachtungen der weſtlichen Nachbarländer mit zu 
unſerem Nutzen verwenden. Die Hauptſrage iſt: Wer ſoll erziehen? Der Staat, 
die Regierung, oder die Privatleute ſich ſelbſt? Bei der Veränderung, welcher wir 
in dieſer Beziehung auch für unſere Univerſitäts⸗Studien entgegengehen, wollten 
wir deshalb nicht verfehlen, die Aufmerkſamkeit unſerer Leſer auf jene Frage hin⸗ 
zulenten, deren befriedigende Loͤſung freilich erſt nach einer langen Reihe von Jah⸗ 
ren möglich ſein wird. . 
Durch die bedauerlichen Spaltungen im Guſtav-Adolph-Verein haben 
ſich etwa 300 der bisherigen Mitglieder bewegen laſſen, ihre Beiträge dem älte⸗ 
ren Verein hierſelbſt zu entziehen, um fie dem von ihnen fuͤr „allein kirchlich“ er⸗ 
klärten neuen Verein zuzuwenden. So hat es wenigſtens die jetzt vollendete Ein⸗ 
ſammlung der Beiträge ergeben. Bei der nächſten Verſammlung der Mitglieder 
des Verwaltungsrathes wird daher dieſer Gegenſtand ernſtlich zur Sprache kom⸗ 
men müſſen, und da an eine Wiedervereinigung mit dem von einigen der ausge⸗ 
tretenen Mitglieder für „heidniſch“ erklärten Vereine wohl nicht zu denken iſt, wird es 
ſich fragen: ob an einem Orte zwei Localvereine ſtatutenmäßig beſtehen können ? 
Vorgeſtern ging eine Anzahl von beinahe 100 Perſonen, größtentheils aus 
dem Frankfurter Regierungs-Departement, nach Hamburg zu Waſſer hier durch. 
Sie gehen nach Amerika, um dort eine glücklichere Eriftenz zu ſuchen, — ſehr 
möglich, ja ſogar wahrſcheinlich aber auch, um dort eine unglücklichere, als ih⸗ 
nen hier im Vaterlande zu Theil ward, dort zu finden. N 
Bei den vor Kurzem in Langenbielau in Schleſien ſtattgefundenen Falliment, 
das ſich auf 400,000 Thlr. belaufen ſoll, find auch mehrere hieſige Handlungs- 
häuſer beſchäftigt. f 


Ansland. 


er RER 
Dresden. — Aus Pirna vom 4. Mai meldet das dortige Wochenblatt: 
„Am vergangenen Sonntag, den 2ten d. M., Abends 7 Uhr, begann ein plötzli⸗ 
ches Anſchwellen des Elbſtroms. Die Faͤhrleute ſollen ſchon in den Nachmittags⸗ 
ſtunden aus dem Vorüberſchwimmen einiger Stücken Vieh ein baldiges großes 
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Waſſer gemuthmaßt haben. Der Strom erreichte in der Nacht vom Sonntag 
zum Montag eine ſolche Höhe, daß Montag früh das Waſſer ſchon im niederen 
Stadtgraben ſtand. Am Mittag zeigte der Elbmeſſer 6° 12” über 0, Abends 
7 Uhr 7° über O und heute, Dienſtag früh, 7° 15“ über 0. Dieſer Stand⸗ 
punkt ſcheint nun auch nicht mehr überſtiegen werden zu wollen, da es denſelben 
ſchon ſeit mehreren Stunden ziemlich unverrückt beibehalten hat. Ueber den wah⸗ 
ren Grund dieſer plötzlichen Waſſerfluth ſind bis jetzt noch keine ſicheren Nachrich⸗ 
ten eingelaufen; man ſpricht von ſtarken Wolkenbrüchen in Böhmen, von anhal⸗ 
tendem Regen und dadurch herbeigeführtem raſchen Schmelzen des Schnees in den 
höhern Gebirgen.“ 

Stuttgart, den 4. Mai. In der vergangenen Nacht war auch Stutt⸗ 
gart der Schauplatz unruhiger Auftritte. Die impoſaute Militärmacht, welche au⸗ 
genblicklich einſchritt, bewirkte, daß es bei dem Zertrümmern einer Maſſe von La⸗ 
ternen und Fenſterſcheiben blieb und ernſtere Anſchläge nicht zur Ausführung ka⸗ 
men. Es mußte jedoch ſcharf gefeuert werden, wobei ein unſchuldiger Zuſchauer 
das Leben verlor und zwei verwundet wurden. (Nach andern Angaben find drei 
Menſchen todt geblieben.) Heute früh iſt der Kornmarkt militäriſch beſetzt wor⸗ 
den. Der Lärm begann mit einem Sturm auf das Haus eines bei dem Volke 
nicht beliebten Bäckers. Selbſt das Erſcheinen Sr. M. des Königs und des 
Kronprinzen beſänftigte die Maſſen nicht. Gegen 150 Perſonen find verhaftet 
worden. Mehrere Häuſer, namentlich das Criminal-Amt, ſind demolirt. Heute 
herrſcht große Aufregung in der Stadt. Man ſteht in Maſſe jvor einem Haufe, 
in deſſen Laden fünf Kugeln ſtecken. Die Gemalin des hieſigen Oeſtreichiſchen Ge⸗ 
ſandten, eine Tochter des früheren Preußiſchen Bevollmächtigten an unſerm Hofe, 
v. Rochow iſt zur Katholiſchen Kirche übergetreten, weil ſie mit ihrem Gemal, der 
katholiſch iſt, auch im Glauben nicht getrennt fein will. 

München. — In Regensburg waren am Ijten Mai die Preiſe des Ge— 
treides namhaft zurückgegangen. Weizen um 8 Fl., Korn um 5 Fl. Bedeutende 
Getreidezüge kamen fortwährend auf der Donau an, und obgleich die wenigſten 
Ladungen für den dortigen Markt beſtimmt waren, ſo trugen ſie doch dazu bei, 
die Preiſe von ihrer ſchwindelnden Höhe herabzudrücken. Auch in Würzburg war 

am 1ſten Mai der Getreidemarkt ſo reichlich befahren, wie ſeit langem nicht mehr; 
der Käufer waren weniger, und die Preiſe von Korn und Weizen fielen. 

In Bamberg hat der Magiſtrat bekannt gemacht, daß allen Zwiſchenhändlern 
der Beſuch des dortigen Getreidemarktes zum Behufe des Getreideeinkaufes unters 
fagt iſt, und daß diejenigen, welche hiergegen fehlen, nicht nur die Hinwegwei⸗ 
ſung von der Schranne, ſondern außerdem auch noch die ſtrengſte Ahndung zu ge— 
wärtigen haben. 

Die D. A. Z. enthält folgende Nachrichten aus Ulm vom 4. Mai: „Die 
kaum gehobene Beſorgniß wäre geſtern Abend beinahe aufs neue rege geworden. 
Nachmittags hatten ſich nämlich einige verwegene Burſche aus der Hefe des Volks 
guf den verſchiedenen Sectionen der bei dem Feſtungsbau beſchaftigten Arbeiter 
umhergetrieben und dieſe unter der Vorſpiegelung, daß ihr Lohn im Verhältniſſe 
zu ihrer Arbeit zu gering ſei, gegen die Feſtungsbau-Direction aufzuwiegeln ge⸗ 
ſucht. Glücklicherweiſe ſcheiterte der elende Plan aber an der Biederkeit der ehr⸗ 
lichen Arbeiter, welche der Direction ſofort Anzeige machten. Dieſe und die 
ſtädtiſchen Behörden trafen indeß alle nur möglichen Vorſichts⸗Maßregeln. Abends 
gegen 6 Uhr hieß es nun, die Uebelwollenden hätten ſich in vermehrter Anzahl in 
einem Wirthſchaftsgarten vor der Stadt poſtirt, um dort die zu dieſer Zeit von 
ihrer Arbeit heimkehrenden Schanzer von neuem aufzureizen. Alsbald eilten die 
Behörden mit Polizeimannſchaft, Gendarmen und Militair dahin, Thore und 
Straßen wurden militairiſch beſetzt, und in der zum Frauenthore führenden Haupt⸗ 
ſwaße wogte eine zahlloſe Menſchenmenge. Indeß glaubte wohl Niemand ernit- 
lich an den Wiederausbruch von Unruhen, zumal man hörte, daß die Feſtungs— 
bauarbeiter die ihnen Nachmittags wegen ihres ruhigen Verhaltens von der Di- 
zectiom zuertheilte Belobung freudig aufgenommen hätten. Bald kehrte die Behörde 
auch wieder zurück, die auf- und niederwogende Menge verlief ſich, und alle 
Meſorgniß ſchwand. Gleichwohl blieben auch für die folgende Nacht die Borfichts- 
Maßregeln der früheren Tage in vollſter Anwendung. Nachmittags wurden nıch- 
rere Verhaftungen vorgenommen. Von den aus den demolirten Häuſern entwen⸗ 
deten Sachen ſind ſehr viele theils freiwillig, theils in Folge einer geſchehenen 
öffentlichen Aufforderung wieder zurückgebracht worden; wieder andere wurden 
bei einer angeordneten Hausſuchung vorgefunden. Geſtern Nachmittag rückte ein 
Theil der wieder einberufenen Beurlaubten in die Stadt ein, deren Garniſon ſo— 
mit um etwa 500 Mann vermehrt wird. Die geſtern früh von Stuttgart heim⸗ 
gekehrte Deputation brachte die erfreuliche Nachricht mit, daß die Fruchtkäſten ges 
offnet werden ſollen. Dies hat überall den bernhigendſten Eindruck gemacht. Ju 
Geislingen ſind ebenfalls auf dem letzten Markte Drohungen ausgeſtoßen worden. 
In Bibrach wurden vier Bürgern, welche im Verdacht des Wucherhandels ſtehen, 
die Fenſter eingeworfen. Aehnliche Demonſtrationen läßt das Gerücht in. Ellwan, 
gen, und gegen die Kunſimühle in Plochingen geſchehen ſein.“ 

Oe ſt erreich. f 

Wien, den 4. Mai. Am 13. v. M. iſt in Peſth die Trauerfahne von dem 
Thurme des Stadthauſes herabgenommen worden, und ſomit hat die wegen des 
Hintritts des Palatinus angeordnete allgemeine Landestrauer ihr Ende erreicht. 
Der junge Erzherzog Statthalter wird zu Ende Septembers nach Peſth kommen. 

Jn Galizien, wo ſonſt die Garniſon nur 45,000 Mann ſtark war, ſtehen 
gegenwärtig 7 5,000 Mann, eine hinlängliche Macht, um Unordnungen zu ver⸗ 
hüten. Der Regierungs⸗Praſident Baron Krieg-Hochfelden in Lemberg, hat ſei⸗ 


nen Ruheſtand nachſuchen müſſen, weil ihn ein Rehbock ſo geſtoßen hat, daß er 
auf Krücken gehen muß. 8 — 

n = Galizien. 

rakau den 4. Mai. Wer in den Tagen vom 27, April bis i 

hier geweſen, kann ſich keinen Begriff machen 2 ee u... 
neueſten Oeſterreichiſchen Dionopols-Beftimmusigen, die am 1ſten d. M. in Kraft 
getreten ſind, hervorgerufen haben. — Die ache bam zu plötzlich; — Wan 
gab den mit Tabak, Cigarren, Salpeter und Pulver haudelnden Kaufleuten nur 
drei Tage Zeit, um entweder dieſe Gegenſtände durch Verkauf zu entfernen 
oder ins Ausland zu ſchaffen. Alles, was davon während dieser ſo kurzen Zeit 
nicht geräumt war, mußte bis 30. April Abends declarirt und auf die Zoll: 
Lagerſtätte niedergelegt werden. Der Zweck dieſer Beſtimmung mag nach Oeſter⸗ 
reichiſcher Anſicht gut geweſen ſein, um ſo trauriger und fühlbarer für die Be⸗ 
theiligten aber waren die Wirkungen derſelben. Es konnten ſolche leicht ver⸗ 
mieden, mindeſtens geſchwächt werden, wenn man dem Handelsſtande eine län⸗ 
gere Friſt zur Räumung der genannten Gegenſtände bewilligt hätte. In der 
Bekanntmachung vom 27 Januar d. J. war geſagt: „daß die Beſtimmungen 
über die Monopols⸗Gegenſtände erſt ſpäter erſcheinen würden, aber man hatte 
weder dieſen Zeitraum augedeutet, noch weniger darauf hingewieſen, daß dieſe 
Friſt alsdann nur drei Tage dauern ſolle — Würde ſolche einen längeren und 
angenehmeren Zeitraum umfaßt haben, fo gewannen wenigſtens die auswärtigen 
Häuſer Zeit, ihre Waaren ſchlimmſtenfalls zurückzunehmen, wärend jetzt ſolche 
innerhalb der genannten drei Tage größtentheils verſchleudert, verſteckt und vers 
ſchenkt worden ſind. Vielen der hieſigen Kau eute iſt dieſer Vorfall recht paſſend 
geweſen, um ihn als Grund zu ihrem Ruin zu erklären, und alle Schuld auf 
die Verluſte zu ſchieben, welche ſie durch die jetzigen Zollgeſetze erlitten haben. 
Die Inſolvenz-⸗Erklarungen hier am Platze mehren ſich täglich, und die Summen 
welche auswärtige Häufer, namentlich aber Preußiſche Unterthanen bei hiesigen 
Fallimenten und Accorden verlieren, überſteigen allen Glauben. Wir haben in 
mehreren ganz verſchiedenen Lokalen von verſammelten Kaufleuten die Betheuerung 
ausſprechen hören, von dieſer Kriſis den beſtmöglichſten Nutzen auf Koften Ande⸗ 
rer, namentlich aber Preußiſcher Kaufleute und Tabakfabrikanten, zu ziehen und 
letzteren gar nichts mehr für ihre Forderungen zu bezahlen, ſie möchten thun, 
was ſie wollten.“ — So grell dies Alles erſcheinen mag, eben fo wahr ift = 
und leider find dies keine leeren Worte geblieben, denn mit der größten Kaliblü⸗ 
tigkeit weigert man ſich, mehreren jetzt hier auweſenden Preuß. Kaufleuten ihre 
rechtlichen Forderungen zu berichtigen, oder bietet dafür ohne allen Grund eine 
Accord⸗Summe, die oft kaum 20 Procent beträgt. — „Wir find durch die 
Oeſterreicher und Polen ruinirt, wir können nichts geben, wir haben nichts * 4 
das find die gewöhnlichen Ausflüchte, und droht der ausländiſche Gläubiger mit 
richterlicher Hilfe, ſo lacht man ihm ins Geſicht. — Wenn man leider auch be⸗ 
kennen muß, daß die jetzige Krakauer Gerichtspflege kaufmännifche Manipula⸗ 
tionen ſehr begünſtigt, (obgleich hier der Coder Napoleon in Kraft it, doch nur 
theilweiſe und mangelhaft gehandhabt wird) und das bekannte Sprichwort: ein 
magerer Vergleich iſt beſſer als der fetteſte Prozeß“ hier volle Anwendung finden 
kann, ſo wäre demnach allen Denen, die noch Forderungen in Krakau haben 
nur zu rathen ſich mit ihren verluſtbringenden Abwickelungen nicht zu übereilen und 
dem Trotze vorläufig Ruhe ‚entgegenzufegen, ſtatt der Nachgiebigkeit in unver 
ſchämte Nachlaß-Forderungen der Unredlichkeit die Hand zu bieten. Die gegen⸗ 
ſeitigen Behörden können und werden dieſen Unfug doch endlich durch Maßre⸗ 
geln ſteuern. | 

Krakau den 5. Mai. Profeſſor Endlicher befindet ſich gegenwartig noch 
hier. Von den beabſichtigten Veränderungen im Unterrichtsweſen will noch nichts 
Näheres verlauten; doch mit ziemlicher Sicherheit läßt ſich erwarten, daß an die 
Stelle der Polniſchen Sprache das Deutſche als Unterrichtsſprache treten wird. 
Viele meinen dies würde ſchon mit dem 1. Jau. 1848 ſtattſinden; mir kommt dies 
aber ziemlich unwahrſcheinlich, weil viel zu plötzlich, vor. Denn fo populair 
auch fonft bei uns die Deutſche Sprache, vorzüglich bei dem bekanntlich ſehr zahl⸗ 
reichen Handelsſtande iſt, fo möchten doch gerade die der Wiſſenſchaften Befliſſe⸗ 
nen verhaltnißmäßig am weiteſten darin zurück fein. Bis jetzt waren ſie ſtolz in 
dem Bewußtſein einer Polniſchen Univerfirät anzugehören. 

Fraukrei ch. 8 

Paris, den 5. Mai. Die in der geſtrigen Sitzung der Deputirten-Kam⸗ 
mer zur Sprache gebrachten Briefe, welche in öffentlichen Blättern erſchienen, find 
auf Veranlaſſung des General Cubières publizirt worden. Er will dadurch zei⸗ 
gen, daß, als er im Jahre 1842 bei der Regierung um eine Konzeſſion zur 
Ausbeutung der Minen von Gouhenans für Herrn Parmentiler nachgeſucht, ihm 
angedeutet worden ſei, er könne ſeinen Wunſch nur unter der Bedingung gewährt 
erhalten, daß gewiſſen öffentlichen Beamten ohne Kauf ein Zins. Antheil an dem 
Unternehinen bewilligt würde. Dieſe Corruptions-Veſchuldigung, welche auf 
dieſe Weiſe von Seiten des Generals Cubières gegen die Regierung erhoben wird 
hat die Preſſe in großen Allarm gebracht. Galignani's Meſſ enger be⸗ 
merkt nur, mau möge bedenken, daß es früher noch ganz anders in Frankreich 
zugegangen, daß es eine Zeit gegeben, wo jeder Kontrakt, ihren beſtimmten Be⸗ 
ſtechungspreis gehabt, und daß gegen ehemals die Franzöſiſche Büreaukratie wohl 
ingendhafter geworden. Das Journal des Débats, als miniſterielles Or⸗ 
gan, erklärt, das Kabinet werde die Sache uuterſuchen laſſen und, wenn die 
1 ſich als gegründet erwieſe, über die Schuldigen die verdiente Strafe per⸗ 

gen. 2 
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Vorgeſtern beſuchte der Herzog von Montpenſier die jungen Aegyptiſchen 
Prinzen, um ihnen wegen des Todes Huſſein Bey's zu kondoliren. 

Bu Maſa ijt am Dounerſtag von Marſeille nach Paris abgereiſt. 

Der regelmäßige Dampfſchifffahrtsdienſt zwiſchen Havre und Neus York wird 
zwiſchen dem 20ſten und 30 ſten Mai beginnen und vorläufig durch 4 Dampf: 
Fregatten der Regierung von je 450 Pferdekraft verſehen werden. Alle 14 Tage 
fährt eine derſelben ab, und die Ueberfahrtspreiſe betragen, Koſt und Wein ein- 
gerechnet, je nach den verſchiedenen Klaſſen, 1000, 500 und 300 Fr. 

Z3u Blois ſtanden dieſer Tage eine Anzahl Perſonen, worunter Herr Blan⸗ 
qui, der jedoch nebſt einigen anderen der Angeklagten freigeſprochen ward, wegen 
Verbreitung kommuniſtiſcher und die ſoziale Ordnung umſtürzender Grundſätze 
vor dem Zuchtpolizeigericht; ſie wurden zu Gefängnißſtrafen von fünf Tagen bis 
zu ſechs Monaten verurtheilt. 
>. "Die Regierung hat Depeſchen aus Tahiti vom Ende Januar erhalten, wel: 
che melden, daß die Känigin Pomareh ſich endlich entſchloſſen hatte, nach Tahiti 
zurückzukehren. 

Die neue Operation des Kaiſers von Rußland hat auf unſerer Börſe nicht 
eine fo bedeutende Steigerung hervorgebracht, wie auf der in London. Die 
Courſe ſind heute wieder zurückgegangen, die Zproc. begannen mit 787 und ſchloſ⸗ 
fen mit 7875. 

Braſilien hat der Argentiniſchen Republik den Krieg erklärt. 

Die Nachrichten aus Madrid reichen bis zum 28. Der Heraldo wiederholt 
ein Gerücht, daß die Portugieſiſche Regierung die Vermittelung Spaniens abge: 
lehnt haben ſolle. Zugleich heißt es, daß die nach Portugal geſandten Truppen 
Gegenbefehl erhalten haben. Narvaez wollte am 29. nach Paris abreiſen. 

Spanien 

Madrid den 28. April. Durch einen am 22. von Liſſabon abgegangenen 
Courier erhielt die Regierung geſtern Nachmittag die Nachricht, daß die Königin 
don Portugal au jenem Tage ſich zur Annahme der Bedingungen verſtand, welche 
der Engliſche Geſandte zum Behuf einer mit den Juſurgenten abzuſchließenden 
Uebereinkunft ihr vorgeſchlagen hatte. Dieſe Bedingungen beſtehen in der Zurück— 
nahme ſämmtlicher durch das Miniſterium Saldauha getroffenen Verfügungen, 
Erlaſſung einer unbeſchränkten Amneſtie und Einberufung der Cortes. Dagegen 

ſoll, aus Berückſichtigung der der Königin gebührenden Achtung, das Miniſterium 
Saldanha bis zur Eröffnung der Cortes beibehalten werden. Der Baron von 
Renduffe und der Chevalier Bayard ind don Liſſabon nach Porto abgegangen, 
um mit der dortigen Junta, die mit jenen Bedingungen einverftänden war, das 
Nähere zu verabreden. en een 


Mit demſelben Courier hat die Königin von Portugal der hieſigen Regierung 


die Anzeige fe RER daß ſie die von letzterer angetragene Vermittelung 
zurückweiſe wb i ugeben werde, daß Spaniſche Truppen die Portugieſiſche 
Grenze überſchritten. 3 Mau darf dabei nicht überſehen, daß der nach Liſſabon 
beftimmte Geſandte, Herr d Apllon, am 22. noch nicht dort eingetroffen war, 
er den Abgang des Dampfſchiffes don Cadir verfehlt hatte. Auch die beiden 
8- Offiziere, der Spaniſche und der Eugliſche, von denen ich Ihnen geſtern 
ſchrieb, kamen erſt am 22. Abends in Badajoz au und können erſt am 24. das 
nee Sa da Bandeira's erreicht haben. 

Durch dieſe neue Wendung der Dinge wird die hieſige Regierung in peinliche 
Verlegenheit verſetzt. Allerdings werden ihr die mannigfaltigen Verwickelungen 
erſpart, zu denen ein bewaffnetes Einſchreiten in die Angelegenheiten des benach— 
barten Landes führen mußte, und die ich von jeher angedeutet habe. Allein, 
wenngleich die Königin von Portugal rühmlich handelte, indem ſie die Erhaltung 
ihres Thrones nicht der Hülfsleiſtung einer fremden Regierung verdanken will, 

eren innere und äußere Verhältniſſe keine Bedingungen der Beſtändigkeit darbieten, 
ſo geräth letztere jetzt doch in die ſeltſame Lage, ihre Truppen vor derſelben Partei 
zurückziehen zu müſſen, der ſie das Geſetz vorſchreiben wollte. Die künftigen 
Machthaber Portugals werden es die Spaniſche Regierung hart empfinden laſſen, 
die bisherigen Rebellen und jetzigen Sieger jeues Landes 


daß ſie Anſtalten traf, 


mit Gewalt der Waffen zur Unterwerfung unter den Willen der Königin zu zwin⸗ 
gen, und das Beiſpiel dieſes mit Triumph und Erfolg gekrönten Aufſtandes wird 
feine Rückwirkung auf die hieſigen Anarchiſten nicht verfehlen. 

Die A verhehlen ihre Schadenfreude nicht. Der Heraldo dage⸗ 
gen ſagt heute: „Wenn jeue Ausgleichung zu Stande kommt, wenn in Liſſabon 
eine uns feindliche Regierung eingeſetzt wird, fo möge Spanien fie als Feindin 
behandeln, und Alles aufbieten, um eine Berührung zu vermeiden, die zum 
Erwachen unſerer eigenen Revolution führen koͤunte.“ 

Madeid den 29. April. Geſtern Nachmittag erhielt der Engliſche Geſandte 
Depeſchen aus Liſſabon vom 23., die mit dem Dampfſchiffe in Cadix ange⸗ 
kommen und von dort durch Courier hierher befördert waren. Ihrem Inhalte 
zufolge machte die Königin von Portugal, nachdem ſie die Vermittelung Englands 
angenommen und die Spaniens zurückgewieſen hatte, am 23. Schwierigkeiten, 
einige der Bedingungen, weiche als Grundlagen der abzuſchließenden Uebereinkunft 
dienen follten, in ihrem ganzen Umſange zu erfüllen. Es ſcheint, daß die Kö⸗ 
nigin dabei von der Abſicht, Zeit zu gewinnen und den Ausgang eines Treffens 
abzuwarten, geleitet wurde. Am 20. war nämlich der General Baron von Vin⸗ 
haes mit 3000 Mann der Beſatzung von Liſſabon über den Tajo gegangen, um 
die in Setubal, Palmella und der Umgegend befindlichen Rebellen unter Sa da 
Bandeira, die meiſtens aus Guerillas beſtanden, anzugreifen. Am 23. vernahm 
man in Liſſabon ein lebhaftes Flintenfeuer. Es iſt indeſſen zu bezweifeln, daß 


Sa da Bandeira ſich in ein ernſtliches Treffen eingelaſſen habe. Der Sekretair 
des Königs, Herr Dietz, ſchiffte ſich am 21. nach England ein, während der 
Graf von Mensdorf in Liſſabon zurückblieb. Herr Silva Cabral, der ſich von 
Cadir nach Liſſabon begeben hatte und von der Königin und dem Könige empfan⸗ 
gen worden war, erhielt dann den Befehl, Portugal zu verlaſſen. 
Der Papſt hat dem Jufanten Don Enrique die nachgeſuchte Audienz verwei⸗ 
gert und den hieſigen Hof von deſſen Schritten in Kenntniß geſetzt. Indeſſen hat 
der Kardinal Staats- Sekretair Herrn Caſtillo y Ayenſa angedeutet, daß Seine 
Heiligkeit hofften, die diesſeitige Regierung würde, um weiteren Anſtößigkeiten 
vorzubeugen, dem Infanten die Ermächtigung, eine rechtmäßige Ehe einzugehen, 
ertheilen. 3 > 
Geſtern ſtellten ſich mehrere Progreſſiſten, unter ihnen die Herren Olozaga, 
Mendizabal, Cordero, der Königin vor, um fie zu erſuchen, den Ex-Regenten 
Eſpartero nach Spanien zurückzuberufen und in ſeine militairiſchen Würden wieder 
einzuſetzen. Die Königin verwies die Bittenden an ihre derantwörtlichen Rath⸗ 
geber. f 
Paris. Die neueſten Nachrichten von der Cataloniſchen Grenze vom 29. 
und 30. April lauten wieder bedenklicher als bisher. Die drei Haupt⸗Chefs der 
Carliſtiſchen Vanden, Triftany, Ros de Croles und Borges, find ganz uner⸗ 
wartet wieder auf dem Schauplatze erſchienen. Wenn Triſtany im Felde auftritt, 
darf man gewärtigen, daß es ſich um einen neuen Schlag handelt, der ausge⸗ 
führt werden ſoll. Indeß lauten die Nachrichten, die an der Grenze in Umlauf 
ſind, ſehr verworren. 3 riet 


Vermiſchte Nachrichten. 

Murowana Goslin den 9. Mai. Um den falſchen Nachrichten über 
den hieſigen Brand zu begegnen, melde ich Ihnen, daß — außer den Speichern, 
Hinter- und Nebengebäuden — von den 139 Feuerſtellen unſerer Stadt jetzt 
114 in Aſche liegen. Beide Kirchen, die evangeliſche und die katholiſche, find 
nebſt den Pfarrgebäuden von dem verheerenden Element verſchont geblieben, des⸗ 
gleichen die Syuagoge und das Poſtgebäude. In der Brennerei des Schloſſes 
brannte es zweimal, doch wurde man des Feuers glücklicherweiſe bald Herr. 
Unter den verbraunten Objekten befinden ſich mehrere tauſend Scheffel Getreide, 
viel Mehl und trockene Früchte, auch eine große Maſſe Speck ic. — Daß das 
Feuer von ruchloſer Hand angelegt worden, nimmt man hier allgemein an; ja, 
es iſt ſogar das Gerücht verbreitet, es exiſtire eine völlig orgauiſirte Mordbrenner⸗ 
baude, welche verheißen habe, von unſerer Stadt ſolle kein Haus ſtehen bleiben! 
Hoffentlich ſind dies jedoch nur eitle Gerüchte. — Die Noth in unſerem Orte 
iſt über alle Beſchreibung groß. 


Stettin, den 4. Mai. Die General-Verſammlung der Stargard » Poſe⸗ 
ner Eiſenbahn-Geſellſchaft, welche heute hier ſtattfinden ſollte, war zahlreich be⸗ 
ſucht, aber ſehr ſtüͤrmiſch und ohne Reſultat. Ein Actionär erhob ſich nämlich, 
um anzuzeigen, daß er, unter dem Vorwand der Zeitbebränguiß, nur für den 
kleineren Theil feiner Actien von dem Directorium Stimmzettel habe erhalten kön⸗ 
nen. Er fügte hinzu, daß er unter dieſen Umſtänden gegen die Beſchlußfähig⸗ 
keit der Verſammlung proteſtiren müſſe. Dieſem Proteſt ſchloſſen ſich andere an, 
die Vertheidigung des Hru. v. Reden war erfolglos, der Tumult nahm zu und 
man beſchloß mit 220 Stimmen gegen etwa 60 die Auflöſung der Verſammlung. 

Es iſt wahrſcheinlich nicht allgemein bekannt, daß der zeitige Landtags⸗Mar⸗ 
schall Fürſt Solms- Hohen Solnis Lich, deſſen würdiger Haltung Niemand ſeine 
Aiterfennung wird verſagen können, bereits im vorigen Decennium — aber ange 
nom als Schriftſteller aufgetreten iſt mit einer ſeiner jetzigen Stellung und Thä⸗ 
tigkeit nichts weniger als fremden Broſchüre unter dem Titel: „Deutſchland und 
die Repräſentativ-Verfaſſungen. Gießen (1838).“ Auch hier ſchon ſoll ſich der 
Fürſt unumwunden als Ariſtokrat, aber im beſten Sinne des feiner urſprünglich⸗ 
ſchönen Bedeutung längſt beraubten Wortes kund geben. N 

Das Journal des Oeſterreichiſchen Lloyd fordert dazu auf, Bibercolonien ans 
zulegen, welche au abgelegenen Flußſtellen, beſonders an mit Weiden beſetzten 
Ufern, keinen Schaden verurſachten, ſondern großen Nutzen bringen könnten, in⸗ 
dem das Castoreum, ein ärztliches Mittel, bereits fo ſelten und theuer werde, 
daß ein Biber für 450 Gulden bei ſich führen könne. Das Loth toſtet namlich 
12. bis 16 Gulden, und ein Thier hat wohl an 40 Loth. 


Kouzert zum Beſten der unglücklichen Abgebrannten in Murowana Goslim. 


Allen Nachrichten zufolge iſt die Noth in dem gaͤnzlich abgebrannten Goslin 
grenzenlos; nicht nur daß Hunderte von Menſchen des Obdachs entbehren, es 
iſt auch der Mangel an Lebensmitteln jo groß, daß die Haͤlfte der Abgebrannten 
nicht wiſſen, womit ſie ihren und der Ihrigen Hunger ſtillen ſollen. Es fehlt 
an Allem: an Brod, Mehl, Kartoffeln, Fleiſch! Unter dieſen Umftänden thut 
die Hülfe theilnehmender Menſchen dringend Noth, — und eine ſolche ſoll 75 
Ungluͤcklichen unter andern dadurch werden, daß edle Menſchenfreunde es unter⸗ 
nommen haben, Mittwoch den 12. d. Nachmittags um 5 Uhr ein großes Kon⸗ 
kur im Odeum zu veranftalten. Der Erlös (Billets werden im Schu agazin 
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o 20. in der Breitenſtraße verkauft) iſt dazu beſtimmt, die a 

ſofort anzukaufen und diefe unter die Ungluͤcklichen in Natura zu vekthelſe 

der Theilnahme, die der wahrhaft Nothleidende noch immer in Po "Yefunden, 

laͤßt ſich mit Recht erwarten, daß recht, recht Viele ihre Scärflein z r Linde⸗ 

rung des Elends ihrer Mitbruͤder beitragen werden! Wer ſchnell giebt, giebt 

doppelt! f 115 mn: zun Kr 
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Stadttheater in Poſen. 
Dienſtag den 11. Mai: Vorletzte optiſche Vor⸗ 
ſtellung des Herrn Profeſſor Döbler. Erſte Ab⸗ 
theilung: Die Wunder des Himmels in 12 aſtrono⸗ 
miſchen Bildern. 1) Die Beweisführung, daß die 
Erde rund iſt, gegeben durch ein um die Erde ſegeln⸗ 
des Schiff und zwei verſchiedenen Augenlinien (be⸗ 
weglich). 2) Der Mond, wie er durch das Tele⸗ 
ſcop zu ſehen iſt. 3) Die verſchiedenen Stellungen 
des Mondes zur Sonne um die Erde, und die dar⸗ 
aus entſtehenden Mondphaſen (beweglich). 4) Die 
Bewegungen der Erde um die Sonne, wodurch ſich 
die Jahreszeiten und Tageslängen erklären, mit dem 
umgebenden Thierkreis in Betreff der Himmelszei⸗ 
chen (beweglich). 5) Eine Gruppe von vier aus 
verſchiedenen Jahren uns bekannten Kometen. 6) 
Der elliptiſche Lauf eines Kometen um die Sonne, 
wie er ſich in der Sonnennähe vergrößert und in der 
Sonnenferne verkleinert (beweglich). 7) Die ver⸗ 
ſchiedenen Stellungen der Venus zur Sonne und 
Erde, mit den angegebenen Augenlinien, woraus ſich 
erklärt, wie uns dieſer Stern als Morgen- und 
Abendſtern erſcheinen kann. 8) Der Lauf der Erde 
um die Sonne und des Mondes um die Erde (bes 
weglich). 9) Die Stellung der Sonne zur Erde 
und Mond, welches veranſchaulicht, wie der Mond 
ſein Licht von der Sonne erhält und dieſes auf die 
Erde zurückwirſt. 10) Die Bewegung des Mondes 
um die Erde, und wie durch die Anziehungskraft 
Ebbe und Fluth entfieht (beweglich). 11) Die Um⸗ 
drehung der Erde um ihre Achſe erklärt die Tages⸗ 
zeiten und zeigt an, an welchem Theile der Erde Nacht 
iſt, wenn der andere Tag hat (beweglich). 12) Die 
Sonne mit den ſie in verſchiedener Geſchwindigkeit 
gegen einander umkreiſenden Planeten (beweglich). 
— te Abtheil.: Landſchaften und architektoniſche 
Anſichten. — Vorher zum Drittenmale: Der Vet⸗ 
ter; Luſtſpiel in 3 Aufzügen von Roderich Benedix. 
(Preisſtück.) 
Bitte. 


Auf mehrſeitig geäußerten Wunſch haben wir die 
Ausſtellung der Lotterie zum Bellen der Waiſen⸗ 
Anſtalt für Mädchen bis zum 17ten d. M. verſcho⸗ 
ben, und bitten wir nunmehr dringend, die für die⸗ 
ſelbe gütigſt beſtimmten Gaben uns ſpäteſtens bis 
zum 1ö5ten d. M. einſenden zu wollen. 

Poſen, den 7. Mai 1847. * 
Der Frauenverein zur Unterſtützung der 
Waiſenanſtalt für Mädchen. 
Liane Röſcher. Louiſe Boy. Friedrike Cranz. 
Minna Bielefeld. Minna Müller. Ulrike 
Naumann. Eugenie Barth. 
Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Pofen. 


Das adelige Rittergut Groß⸗Sepno im Kreiſe 
Koſten, landſchaftlich abgeſchätzt auf 19,127 Rthlr. 
9 Sgr. 2 Pf., einſchlietlich der dem Subſtanzwerthe 
nach mit zu veräußernden, auf 4578 Rthlr. 14 Sgr. 
2 Pf. gewürdigten Forſt, ſoll 
am 6ten December 1847 Vormittags 
um 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Die Taxe nebſt Hypothekenſchein und Bedingun— 
gen können in unferm IV. Geſchäfts-Burcau einge- 
ſehen werden. 

Die unbekannten Erben des Gutsbeſitzers An- 
dreas Niklas zu Szezepowice, die Inhaber 
der Forderung des Dominikaner = Convents in 
Schroda und die Erben des Sebaſtian Jader, 
nämlich die Marianna verchelichte Rajewicz, 
die Regina verehelichte Sledz, die Agnes ver⸗ 
ehelichte Konieczka und die Geſchwiſter Ludovi⸗ 
ca, Beno, Valentin und Maciey Jader, 
werden hierzu als Gläubiger öffentlich vorgeladen. 

Poſen, den 4. April 1847. 


Nothwendiger Verkauf. 
Land- und Stadtgericht zu Schroda. 


Das in Jerzyn sub No. 1. belegene, der Ju⸗ 
liana gebornen Gieſe, geſchiedene Schiller, und 
demnächſt verehelichte Friedrich Stoebno, gehö⸗ 
rige, aus einer Scheune, einem Stalle, einem Bad- 
ofen, zwei Brunnen und 204 Morgen 139 [ Ru⸗ 
then Acker beſtehende bäuerliche Grundſtück (Frei⸗ 
ſchulzengut), abgeſchätzt nach der Pauſch⸗ und Bo⸗ 
gen⸗Taxe auf 2525 Rihlr. 15 Sgr. 9 Pf., und nach 
dem Ertragswerthe auf 11,810 Rur. 12 Sgr. 6 Pf., 
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Tare, ſoll 
am IAten Tun 1847 Vormittags 10 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden auf⸗ 
boten, ſich bei Vermeidung der Präkluſion fpäte- 
ſtens in dieſem Termine zu melden. 
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Bekanntmachung. 3 

Im Auftrage des Königlichen Provinzial-Steuer⸗ 
Direktors zu Poſen, wird das unterzeichnete Haupt⸗ 
Steueramt, und zwar im Dienſtgelaſſe des Königl. 
Steueramts zu Schwerin a/ W. am 21 ſten Mai 
d. J. um 10 Uhr Vormittags, die Chauffeegeld- 
Erhebung zu Blauſtern, an den Meiſtbietenden 
unter Vorbehalt höheren Zuſchlags vom Iften Juli 
1847 ab, ausſtellen. 

Nur dispoſitionsfähige Perſonen, welche vorher 
eine Kaution von 100 Rthir. baar oder in annehm⸗ 
baren Staatspopferen bei jenem Steueramte nieder⸗ 
gelegt haben, werden zur Bietung zugelaſſen. Die 
Pachtbedingungen ſind bei uns und bei dem Steuer⸗ 
amte zu Schwerin a/ W. während der Dienſtſtun⸗ 
den einzuſehen. 

Meferig, den 30. April 1847. 

Das Königl. Haupt⸗Steuer⸗Amt. 


Bekanntmachung. 

Die von den Intereſſenten einzuzahlenden Pfand⸗ 
briefs⸗Zinſen pro Johanni d. J. werden vom Tten 
Juni bis incl 30ſten Juni d. J. Vormittags täg⸗ 
lich von 8 bis 12 Uhr, die Sonn- und Feſttage 
ausgenommen, in der Provinzial-Landſchafts⸗Kaſſe 
abgenommen werden. Die Zahlung geſchieht nach 
$ 236. der Kredit⸗Ordnung in Courant oder in Cou⸗ 
pons, welche in demſelben Termine fällig werden. 

Die Zing-Coupons-Zahlung an die Intereſſenten 
beginnt mit dem Aten Juli c. und dauert bis zum 
16ten Juli dieſes Jahres incl. Die Coupons-Prä⸗ 
ſentanten ſind gehalten, eine von ihnen vollzogene 
Nachweiſung beizufügen, mit Benennung des Guts, 
der Nummer, des Betrages nnd des Zahlungs-Ter⸗ 
mines der Coupons, widrigenfalls die Coupons auf 
ihre Gefahr und Koſten unrealifirt zurückgegeben, 
reſp. remittirt werden. Die Präſentanten der Ta⸗ 
lons empfangen die neuen Zinsbogen vom 18ten 
Juli bis excl. [Sten Oktober d. J. in der Kaſſe, ſpä⸗ 
ter müſſen ſie ihre Anträge bei der Direktion formi- 
ren. Bemerkt wird hierbei, daß die Provinzial 
Landſchafts-Kaſſe während der Dauer des Zinſen— 
Einzahlungs- und Auszahlungs-Termines nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, Gelder in den Nachmittagsſtunden an⸗ 
zunehmen. Wer daher die Pfandbrieſs-Zinſen bis 
zum 30ſten Juni c. 12 Uhr Mittags nicht einzablt, 
ſo wie weſſen Gelder von der Poſt bis zu dieſem Ter⸗ 
mine nicht eingehen, iſt zur Entrichtung der gefeglis 
chen Verzugszinſen verpflichtet. 

Poſen, den 4. Mai 1847. 

Provinzial-Landſchafts-Direktion. 


Bekanntmachung. 

Im Auftrage des hieſigen Königlichen Ober-Lan⸗ 
desgerichts werde ich am 17ten d. Mts. Nachmittags 
3 Uhr und an den darauf folgenden Tagen zu der- 
ſelben Stunde, in dem Keller des Hauſes Breite— 
ſtraße No. 20. — früher Meſzynskiſche Hand- 
lung — Quantitäten von Weinen, Branntweinen, 
Porterbier, Kolonialwaaren, Schnupftabak, Del, 
Seife und Farbeſtoffen, öffentlich an den Meiflbie- 
tenden verſteigern. 

Poſen, den 8. Mai 1847. 

Scholz, 
Ober⸗Landesgerichts-Referendarius. 


Ein vollſtändig ausgebildeter Wirthſchafts-In⸗ 
ſpektor, beider Sprachen mächtig und kautionsfähig, 
ſucht zu Johanni d. J. eine Stelle zur Verwaltung 
größerer Güter, auch wird die Erwerbung einer 
ländlichen freien Vefigung gegen Erwerbung eines 
rentablen Grundſtücks in der Stadt Poſen verlangt. 
Mit Ausſchluß von Unterhändlern können ſich Eis 
genthümer in portofreien Briefen sub Litt. O. bei 
der hiefigen Zeitungs-Expedition von W. Decker & 
Comp. melden, welche weitere Nachricht geben wird. 


Die Nittergüter Niepruſzewo Buker Kreiſes 
werden von Johanni d. J. ab auf neun hinterein⸗ 
ander folgende Jahre verpachtet. Pachtluſtige kön⸗ 
nen ſich an den Unterſchriebenen wenden, um die 
Bedingungen zu erſehen. 

Niepruſzewo bei Buk, den 6. Mai 1847. 


Mehrere große Feuerſpritzen mit Schläuchen und 
ein großer Piſtoriusſcher neuer Brenn: Apparat von 
800 Quart Füllung nebſt Dampf⸗Cylinder ſtehen 
ganz billig zum Verkauf beim 

Kupferſchmiede-Meiſter Emanuel Werner 
in Poſen, Breiteſtr. No. 11. 


A Reer Use WARNEN 
Eine Parthie alter Ziegel, fo wie alter runder 
Dachſteine ſtehen bei mir zum Verkauf. 
Poſen, den 10. Mai 1847. . - 
D. Goldberg. 


Breslauerſtraße No. 4. 
find große Woll⸗Niederlagen zu vermiethen. 


VUYGG GGG GIG GIG UL 

Die Modes Wanıren Handlung 

von 
J. M. R. Witkowski Wwe. 
Markt No. 43., 

iſt ſeit der Leipziger Meſſe wiederum mit allen 
Neuheiten verſehen, beſtehend in wollenen und 
ſeidenen Kleidern, einer großen Auswahl 
Long⸗Shawls, Umſchlagetü⸗ 
chern, Leinwand, Tiſchzeugen, Teppi⸗ 
chen und werden nicht nur die älteren, fon- 
dern ſämmtliche Waaren unter 


den Fabrikpreiſen verkauft. 
ee. 


— ir Se 


das Drhoft von 180 Quart „48 Rthlr.“ empfiehlt 


Ses 


beſtens C. F. Jänicke in Poſen. 
5 Johannisbeeren⸗Saft u 


816 2 


das Quart mit „7 Sgr.“ empfiehlt beſtens 
C. F. Jänicke in Poſen. 


u Delle Limb. Sahnkäſe, à 3 Sgr. 9 Pf. 
pro Stück empfiehlt G. Pincus, 
Wilhelmsſtr. im Hotel de Dresde. 


. Bekanntmachung 
für die reſp. Mitglieder der Caſino⸗ 
HSGeſellſchaft. 

Der auch für dieſen Sommer gemiethete Garten 
an der Berlinerſtraße wird Dienſtag den Ilten 
d. Mts. bezogen. 

Poſen, den 8. Mai 1847. 

Die Caſino- Direktion. 


Die Mitglieder des geſelligen Vereins in den Ge⸗ 
ſellſchafts-Lokalen des Logenhauſes werden hierdurch 
benachrichtigt, daß am Dienſtag den Liten Mai c. 
Nachmittags 5 Uhr Garten-Konzert ſeyn wird. 


Odeum. | 
EB Hülfe in der Noth. 


Für die armen Abgebrannten der Stadt 


Murowana Goslin. 


Heute Mittwoch den A2teu Mai: 


Großes Gung'lſche Konzert 


mit gefälliger Mitwirkung des Geſaug⸗Vereins 
„Apollonia.“ 
Anfang 5 Uhr. 
Entree à Perſon 23 Sgr. Ein Mehreres zu thun 
wird dem Wohlthätigkeitsgefühl anheim geſtellt und 
an, der Kaffe, im Namen der Verunglückten mit 
Dank entgegengenommen. 
Um zahlreichen Beſuch bitten die Mitleidsfühlenden. 
5 Im Auftrage Bornhagen. 


O deus. 
Donnerſtag den 13ten Mai: 
am Himmelfahrtstage 
ro ße 


Großes 
) 8 
Gung'lſchs Morgenkonzert. 
Br Anfang 53 Uhr. 
Entree a Perſon 21 Sgr. Das Programm wird 
im Lokale vertheilt und ladet ergehen 1 
Bornhagen. 


Thermometer + und VBarometerſtand fo wie Wind, 
richtung zu Pofen, vom 2. bis 8. Mai. 
Barometer- Wind. 


Thermometerſtand 
Tag. 
tieſſter | hoͤchſter 
— — —— ͤ ꝙ— ZZ — — ———— 


Stand. 


2. Mai 58 + 10,2 [27 3. 7,4 NW. 
Sa + 220%, + 11,3 127°. 11,3 ⸗[W. 

4. = + 3,5% + 15.00 28 04:ND, 
bias + 5,7% + 1630 28 1,2 [RS. 
Nee + 85% + 19,4 128 = 10.19. 

7. [ 112°) + 203° 128 - 00-RD. 
8. + II. oe + 20,0° 127 . 114. NO. 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


. 108. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 11. Mai 1847 
— . — . ——. — — . — — — 


Landtags- Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtages am 4. Mai. 


Kurie der drei Stände. 
> (Schluß.) 1 

Abg. Grunau (fährt fort): Was ſind das für Rechte geweſen? Wer will 
darüber Auskunft geben? Es kann nach 10 Jahren vielleicht nicht ein Drit⸗ 
theil der jetzigen Mitglieder der Verſammlung zu dem Vereinigten Landtage 
gehören. Wer ſoll Kunde geben von dem, was wir haben verwahren wollen? 
Alſo, wir ſind es uns, der Welt, dem Staate und der Nation ſchuldig, dieſe 
Declaration von uns zu geben, damit die Nachwelt weiß, was wir haben 
reſerviren wollen. Ich glaube, daß das geſchehen muß. 

Abg. v Sauden (Tarputſchen): Ich habe auch, durch Unwohlſein 
und andere Umſtände verhindert, nicht den Vorberathungen, die zu dieſem 
Entſchluſſe geführt haben, beizuwohnen Gelegenheit gehabt, ich habe auch in 
der Form Einiges gefunden, was mich abhielt, zu unterzeichnen; ich erkläre 
jedoch, daß ich mich dem Inhalte der Eingabe vollkommen anſchließe. Aber 
ich erkenne das nicht darin, was Viele in ihr finden wollen. Ich glaube, 
das iſt gerade der Weg, welchen der Königliche Kommiſſar bezeichnet hat, 
indem er geſagt hat, jetzt wäre die Gelegenheit gegeben, die verſchiedenen An— 
ſichten auszugleichen, fie an einander zu halten und eine Vereinigung her— 
beizuführen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe in die Debatte, welche vorliegt, 
mich in keiner Weiſe miſchen wollen, indem ich aber eben von einem hochver⸗ 
ehrten Redner gehört habe, wie er glaubt, daß der jetzt beantragte Weg der— 
jenige ſei, welchen ich vorgeſchlagen oder doch angerathen hätte, ſo glaube 
ich, mich hiergegen verwahren zu müſſen. Ich weiß in keiner Weiſe irgend 
Andeutung dahin gegeben zu haben, daß die hohe Verſammlung ihre Anſich⸗ 
ten durch Erklärung und Verwahrung zu Protokoll ausdrücken möge. Im 
Gegentheil kenne ich nur einen Weg, der vorgezeichnet iſt, und dieſen einen 
Weg hat Se. Majeſtät der König ſelbſt vorgezeichnet, indem Allerhöchſtdie— 
ſelben in der Botſchaſt auf die Adreſſe ſagen: „Darum haben Wir Unſeren 
getreuen Ständen Selbſt den Weg eröffnet, die darauf bezüglichen Anträge 
Uns vorzulegen, und Wir werden ſolche, wenn ſie an Uns gelangen, genau 
prüfen und gern inſoweit gewähren, als Wir dies mit den unveräußerlichen 
Rechten der Krone und der Wohlfahrt des Landes für vereinbar halten.“ 
Das iſt der Weg, welchen Se. Majeſtät der König bezeichnet haben, auf 
welchem alle Wünſche in Beziehung auf die ältere, Geſetzgebung und ihr Ver— 
hältniß zur neuen Geſetzgebung von der hohen Verſammlung ausgedrückt und 
Sr. Majeſtät dem Könige zur Allerhöchſten Entſcheidung vorgelegt werden 
können. Von einer Verwahrung zu Protokoll iſt darin nicht die Rede, und 
ich wiederhole nochmals: ſo weit mein Gedächtniß reicht, habe ich niemals 
auf dieſen Weg hingewieſen. 

Abg v. Auerswald (vom Platze): Ich muß mich dagegen verw 
daß eine Sache, die durch keine 1 3 her 1 
ner Debatte werde; ich halte das für einen ungeſetzlichen Weg. Es handelt 
ſich darum, ob der Herr Marſchall über die Sache entſcheiden kann, ohne die 
Abtheilung gehört zu haben, oder erſt nachher. 

Marſchall: Das iſt ganz richtig. Wenn ich die Meinung eines Je⸗ 
den hier gern vernehme, ſo geſchieht dies darum, um mich aufzuklären, ob 
ich auch in meinem Rechte bin. Ich habe die Ueberzeugung, in meinem 
Rechte zu ſein, wenn ich hier in dieſer Sache entſcheide, und ich werde dar— 
über entſcheiden, aber ich will gern einen Jeden vorher hören. 

Graf Zech: Ich bin auch der Anſicht des Herrn Marſchalls, daß dieſe 
Deklaration ſich anknüpft an die Verhandlungen über die Adreffe. 

Abg. Frhr. v. Binde: Ich bin überzeugt, daß in keiner Stelle des 
Gefeges geſagt iſt, daß uns außer jenen drei Handlungen keine andere Thã⸗ 
tigkeit auszuüben geſtattet ſei. Dah dies nicht die Abſicht Sr. Majeſtät des 
Königs hat ſein können, das beweiſen die Verhandlungen über die Adreſſe, 
die mit Zulaſſung des Königlichen Kommiſſarius hier ſtattgefunden haben, 
und wenn das ein exceptioneller Weg genannt wird, ſo habe ich nichts da— 
gegen zu erinnern; aber fo gut wie dieſer Weg flattgefunden hat, bleibt uns 
auch die Möglichkeit unbenommen, daß noch ein anderer Weg ſtattſinden kann. 
mie habe ich noch mit zwei Worten auf das, was von dem Hrn. Kom- 
miſſariu geſagt wurde, zu antworten. Es iſt gejagt worden, daß die Ant⸗ 
wort Sr. Majeftät des Königs auf die Adreſſe den Weg weiſe, den wir ein⸗ 
ſchlagen follen. Dab dies die Anſicht der Krone geweſen ſei, darüber kann 
nach den Worten der Allerhöchſten Eröffnung kein Zweifel obwalten; wir 
ſind dadurch auf den Weg der Petitionen hingewieſen worden, ich aber und 
diejenigen, mit denen ich das Glück habe, in einerlei Meinung mich zu verei- 
nigen, wir find der Anficht geweſen, daß man um Rechte, die man zu be⸗ 
ſitzen glaubt, und die durch einen Beſchluß der Krone allein nicht verloren 
gehen können, nicht bitten kann, ſondern nur erklären, daß man dieſe Rechte 
noch beſitzt. Das iſt die Abſicht dieſer Erklärung geweſen. Ob es die geeig- 
nete Form ift, dieſe Erklärung zu Protokoll niederzulegen, ob ſie dem Land- 
Ale Kommiflarius mitgetheilt werden muß und welcher Weg überhaupt ein- 
SH kann nicht eher Gegenftand der Diskuſſion ſein, als bis die Er⸗ 
es iſt ein 5 ausführlichen Inhalte nach der. Verſammlung bekannt iſt, und 
tuen DR die mrliche Petitio prineipii, wenn man über eine Schrift disku⸗ 
= Ungeſeglichrelt nicht geleſen hat, wenn einzelne verehrte Mitglieder über 

I zdes Antrages philoſophiren wollen, ohne ihn zu kennen. 
(Gelächter. ) Zunächſt handelt es ſich darum, daß der Antrag an eine Ab- 
theilung verwieſen und ein Bericht darüber erftattet wird, damit man den 
Bericht leſen, ſich auf die Berathung defielben vorbereiten und dann erſt feine 
Meinungen hier vortragen könne. Das iſt der Weg, um den ich habe bit⸗ 
ten wollen. Ich muß mich immer wieder auf §. 14 des Geſetzes beziehen, wo⸗ 
nach nur die darin ſpeziell vorgeſehenen Fragen zur Verhandlung der Ver⸗ 
einigten Kurien gehören, und ſo leid es mir thut, mich in einer Meinungs⸗ 
verſchledenheit mit dem Landtags⸗Marſchall zu befinden, fo ſehr ich die Un⸗ 
parteilichkeit anzuerkennen habe, womit vorzugsweiſe der Marſchall unſerer 
Kurie der drei Stände unſere Verhandlungen leitet, ſo muß ich doch das 
Bedauern wiederholen, daß ich dem Herrn Marſchall eine Vefugniß nicht 


zugeſtehen kann, den Weg einzuſchlagen, den das Geſetz ipsissimis verbis 
ausgeſchloſſen hat. (Bravo! von mehreren Seiten) 

Abg. Naumann: Ich habe nur wenige Worte zu ſagen und bitte 
daher, vom Platze aus ſprechen zu dürfen. Ich ſchließe mich der Anſicht des 
Abgeordneten aus Wefiphalen ganz an. Es handelt ſich hier nicht darum, 
was beantragt worden iſt, ſondern es muß, glaube ich, lediglich dabei ſtehen 
geblieben werden, daß etwas beantragt worden iſt. Da fragt es ſich nun, 
wo muß der Antrag berathen werden? Die Vereinigten Kurien haben nur 
zu berathen bei Staals⸗Anleihen und Steuern; das find die beiden einzigen 
Gegenſtände. Dieſe Gegenſtände werden im Wege der Propofitionen einge⸗ 
bracht; ein Amendement dazu würde vor beide Kurien gehören; alle übri⸗ 
gen Anträge müſſen geſondert verhandelt werden. Daher darf auf das Ma- 
terielle des Antrags jetzt nicht eingegangen werden, fondern es handelt ſich 
blos um die Frage: ob der Antrag an eine Kommiſſton dieſer Kurie zu ver— 
weiſen ſei, und die Frage muß ich bejahen. f 

Marſchall: Die Rechte, welche das Geſetz dem Vereinigten Landtage 
verliehen hat, ſind in demſelben poſitiv ausgedrückt; zu dieſen Rechten finde 
ich aber nirgends gezählt, Erklärungen der wichtigſten Art beſchließen und in 
das Protokoll niederlegen zu können. Ich ſage, der wichtigſten Art, denn 
eine ſolche Erklärung, wenn dieſe Kurie dieſer Erklärung beitreten könnte, 
wäre eine der allerwichtigſten Art. Es handelt ſich aber hier, ich muß es 
wiederholen, nur um die Form. Es mag ſehr mitzlich fein, von meiner Seite 
einen großen Theil dieſes Landtags, den achtbarſten Männern, den talentvoll- 
ſten Rednern entgegenzutreten; aber viel mißlicher wäre es, wenn ich meiner 
Pflicht, meiner Ueberzeugung entgegentreten wollte, wenn ich, um Beifall zu 
ärndten, mir Lobſprüche zu erwerben, die mir vielleicht unverdient vorhin ges 
zollt worden find, mich beſtimmen ließe, etwas zu thun, was meiner Ueber⸗ 
zeugung entgegen iſt. Was hülfe es mir, wenn ich die ganze Welt gewönne 
und nähme Schaden an meiner Seele? Ich könnte nun die hohe Verſamm⸗ 
lung fragen, ob fie mir das Recht zugeſtehen wolle, in meiner Machtvollkom⸗ 
menheit den Antrag der anderen Kurie zuzuweiſen oder den Herrn Antrag= 
ſteller zu bitten, ihn zurückzunehmen. Mir dies zuzugeſtehen, würde die Ver⸗ 
ſammlung zu präjudiziell finden; es bleibt mir alſo nichts Anderes übrig, 
als mir das Recht ſelbſt zu nehmen, und wenn mir das nicht zugeſtanden 
werden ſollte, auf Se. Majeſtät den König zu provoziren. Nach dem, was 
ich geſagt habe, kann ich nicht anders umhin, als denjenigen Herrn Bittſteller, 
der an der Spitze der Unterzeichner ſteht, zu fragen, ob er der Meinung iſt, 
daß ich das Schriftſtück dem Herrn Marſchall der Herren-Kurie zufenden . 
folle, oder aber, wenn nicht, es zurückzunehmen. Unter diefen beiden Alter— 
nativen kann ich, nach meiner Ueberzeugung, nur die Wahl ſtellen. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich habe ausgeſprochen, daß ich im §. 29. der 
Geſchäftsordnung für den Marſchall nur das Recht begründet finden kann, 
über Zweifel der SS 4 bis 28 der Geſchäftsordnung zu entſcheiden. Das 
Recht, über die Auslegung der Verordnung vom 3. Februar d. J. zu ent⸗ 
ſcheiden, iſt aber dem Marſchall nirgendwo eingeräumt worden. Zudem iſt 
der §. 14 dieſer Verordnung fo klar, daß eine verſchiedene Auslegung ganz 
unmöglich iſt. Ich befinde mich zwar als Einzelner außer Stande, irgend 
einer Thätigkeit des Herrn Marſchalls hindernd in den Weg zu treten. Ich 
kann daher nur meine Ueberzeugung ausſprechen, daß ich den Herrn Land- 
tags⸗Marſchall nicht in feinem Rechte zu erkennen vermag, und ich muß dar⸗ 
auf beſtehen, daß dieſe meine Proteſtation zu Protokoll genommen werde. 
Wenn aber gefragt wird, welche Alternative mir die angenehmſte ſein würde, 
entweder die Eingabe ganz zurückzunehmen oder dieſelbe dem Herrn Land— 
tags⸗Marſchall der Herren-Kurie überwieſen zu ſehen, ſo wird es wohl keiner 


weiteren Ausführung bedürfen, daß ich dem Letzteren den Vorzug gebe. 


Marſchall: Ich werde demnach die Eingabe an mich behalten, bis 
mir die Aeußerung darüber zugegangen iſt. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich habe meine Meinung darüber bereits ab⸗ 
gegeben; ich befinde mich aber ohne Vollmacht der übrigen Antragſteller und 
kann daher Namens derſelben hier keine Erklärung abgeben. (Es erheben 
ſich eine Menge Abgeordnete und ſchließen ſich dem an.) a 

Abg. Milde: Ich glaube, es wird Niemand der Abgabe an den Mar- 
ſchall der Herren-Kurie entgegen fein. Zr 

Marſchall: Meine Herren! Ich kann Ihnen nur meinen Dank dafür 
ausſprechen, datz Sie mir dies geſtatten wollen. Wir ſetzen unſere Berathung 
über das Beſcholtenheits Geſetz fort. Ich bitte den Herrn Referenten, ſich 


i ı bemühen. | 
Wee e Graf Stoſch: Die Berathung über dieſen Entwurf iſt in der 
letzten Sitzung bis zu Paſſus 3 des §. 1. gelangt. Dieſer Paſſus lautet: 
»Als beſcholten ſind diejenigen Perſonen zu erachten, welche im geſetzlichen 
Wege vom Bürger- oder Gemeinderecht ausgeſchloſſen ſind.« Hiernach ſollen 
diejenigen, welchen das Bürger- oder Gemeinderecht entzogen iſt, als beſchol⸗ 
ten zu ſtändiſchen Verſammlungen nicht zugelaſſen werden. Unter welchen 
Formen, unter welchen Verhältniſſen dieſes aber eintritt, das beſagen die 
Städte⸗Ordnungen vom Jahre 1808 und 1839, die Landgemeinde-Ordnung 
für Weſtphalen vom Jahre 1841, die Gemeinde-Ordnung der Rhein-Provinz 
vom Jahre 1845. a 
Marſchall; Zu dieſem Paſſus find Amendements angemeldet worden. 
Zuvörderſt eines vom Herrn Abgeordneten Naumann, welches mit dem des 
Herrn Abgeordneten Hanſemann übereinſtimmt. f dit 
Abg. Naumann: Ich wollte eben bevorworten, daß mein Amir 9 70 
der Anſicht Vieler zuſammenfällt. Er geht dahin, Nr. 3 ganz ws allen. 
Es ſind im Weſentlichen dieſelben Gründe, die bei der allgemeinen iskuſſton 
und in specie bei der Diskuſſion des §. I. sub 2 erörtert worden ſind. Nr. 3 
beſtimmt nämlich, daß diejenigen als beſcholten angeſehen werden ſollen, welche 
von dem Gemeinderechte ausgeſchloſſen find. Wir haben gehört, in welchen 
Fallen ein ſolcher Ausſchluß eintreten kann. Daß Verbrecher der Art in ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen nicht follen ſitzen können, darüber iſt kein Zweifel, 
Die Meinung iſt aber folgende: Einmal it Nr. 3 in dieſem Geſetz nicht 
nothwendig, und zwar deshalb, weil eine dergleichen anrüchige Perſon vor 
das Ehrengericht der Wähler geſtellt werden kann und von dieſen ganz ges 
wiß eben fo ausgeſchloſſen werden wird, wie von den einzelnen Kommunal⸗ 
Behörden. Ich halte aber auch dieſe Beſtimmung nicht für zweckmäßig, weil, 
wie fon weitläufig auseinandergeſetzt worden iſt, in einzelnen Fällen Perſo⸗ 
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nen ausgeſchloſſen worden fein können, die deshalb‘ doch nicht für anrüchig 
und beſcholten zu erachten ſind. Es genügt, daß dieſe Möglichkeit nur da iſt. 
Der dritte Grund iſt der, daß, meines Erachtens, dieſe Beſtimmung gegen 
das Prinzip des Geſetzes verſtößt. Das Prinzip des Geſetzes iſt nämlich die⸗ 
ſes: Die Ehrenhaftigkeit der Beurtheilung den Wählerſchaften zu unterwer⸗ 
fen. Dies ift die Beſtimmung, welche im F. III. unter a. und b. enthalten iſt. 
Es ſollen die Wählerſchaften nochmals gefragt werden, ob fie den betreffen⸗ 
den Abgeordneten für beſcholten halten oder nicht. Es würde aber den An⸗ 
ſichten dieſer vorgreifen heißen, wenn man von einer andern Corporation dieſelbe 
Frage ſchon vorher entſcheiden ließe. Dies ſind in kurzem die Gründe, welche, 
meines Erachtens, dafür ſprechen, Nr. 3 ganz fortzulaſſen. Ich enthalte 
mich einer näheren Ausführung, weil ſolche ſchon bei Punkt 2 ausführlich 
debattirt worden iſt. 

Abg. Hanſemann (vom Platze aus): Ich habe daſſelbe Amendement 
geſtellt und würde daher das eben Erwähnte unterſtützen. \ 

Abg. Freiherr v. Gudenau: Ich halte mich ebenfalls für verpflichtet, 
für das Amendement in Betreff der Weglaſſung des Punktes 3 in 8. 1. zu 
ſtimmen. 7 

Abg. v. d. Heydt: Ich ſchließe mich dem Amendement für Streichung 
der in Frage ſtehenden Poſition an. Ich werde nicht die Gründe wiederho— 
len, die ſchon vorgebracht worden ſind, aber ich halte mich für verpflichtet, 
die hohe Verſammlung darauf aufmerkſam zu machen, daß der Gemeinderath 
iu der Rhein⸗Provinz in kletnen Gemeinden nur aus ſechs Mitgliedern be⸗ 
ſteht; es wird fomit die Entſcheidung einer wefentlichen Frage in die Hände 
nur weniger Perſonen gelegt. 5 2 

Abg. Lenſing: Darüber, daß kein Beſcholtener unter uns ſitzen dürfe, 
werden wir Alle hoffentlich einig ſein. Es handelt ſich hier nicht um die 
Sache, ſondern darum, wo iſt das Forum, welches berecht iſt, hier den Rich⸗ 
terſpruch zu thun? Die Nr. 3 des F. 1. legt dieſe Befugniß dem Gemeinde- 
Rath bei, es iſt Ihnen ſchon von meinem Kollegen aus dem Rheinlande hier 
vorgehalten worden, wie wenig eigentlich dazu gehört, um Jemand für be⸗ 
ſcholten zu erklären, und wie gering die Perſonenzahl eines ſolchen Gemeinde- 
Raths, dem dieſes Recht beigelegt fein Toll, zu fein braucht. Ich habe die⸗ 
ſer Tage gehört, daß es in unſerem Vaterlande noch Gemeinden giebt, wo 
man die Hexen zwar nicht zum Feuertode verurtheilt, aber ſie thatſächlich 
dem Maflertode übergeben hat. Ich frage Sie, meine Herrn, wenn einer 
ſolchen Gemeinde das Recht ſollte zugeſtanden werden, darübe zu beſchließen, 
ob Jemand noch das Recht haben ſoll, in dieſer Verſammlung zu ſitzen, was 
daraus entſtehen kann? und ich zwefle nicht, ein Jeder von Ihnen wird es 
verneinen. Ich glaube hiermit ſchließen zu dürfen und erkläre mich für Weg 
ſtreichung der Nr. 3 im F. 1. 

Abg. v. Manteuffel II. Ich beabſichtige, mich gegen das Amende⸗ 
ment und für Beibehaltung der Vorſchrift sub Nr. 3 zu erklären. 

5 (Lärmen, Ruf zur Abſtimmung) 

Marſchall: Ich muß bemerken, daß kein Redner unterbrochen wer— 
den darf Wird der Ruf zur Abſtimmung unterſtützt? (Viele Stimmen: 
Ja.) Ich muß alſo fragen, ob die Verſammlung den Beſchluß der Debatte 
wünſcht und bitte, dies durch Aufſtehen zu erkennen zu geben. 

Secretair v. Bockum-Dolffs: (verlieſt die abzuſtimmende Frage.) 
Soll Artikel 3, §. 1. des Entwurfs beibehalten werden? (Abſtimmung durch 
Aufſtehen; die Zählung ergiebt 203 dagegen und 302 dafür) 

Referent Abg. Graf v. Stoſch: Der Paſſus 4 des § 1. lautet: (lieſt 
vor) »oder welchen ihre Standesgenoſſen das Anerkenntniß unverlegter Ehren⸗ 
haftigkeit verfagen.« 

Marſchall: Zu dieſem Paſſus hat der Abgeordnete Hanſemann ein 
Amendement eingebracht, und ich bitte, es zu entwickeln. (Von verſchiedenen 
Seiten Ruf zur Abſtimmung.) Das Amendemen: müſſen wir doch anhören. 

Abg. Hanſemann (vom Platz): Das Amendement, das ich geſtellt 
habe, geht weiter als das Geſetz, und da es nicht gedruckt worden iſt, ſo 
muß ich darauf verzichten, es in ſeiner Ganzheit vorzutragen. Es geht das 
hin, ob in allen Fällen die Standesgenoſſen, d. h. die Wähler, oder in ein⸗ 
zelnen Fällen eine geſammtſtändiſche Verſammlung zu entſcheiden hat, und 
deshalb möchte ich den Antrag machen, daß man dieſen Artikel 4. einftweilen 

aufſchiebe. 

Marſchall: Es will mir ſcheinen, daß nichts dadurch präjudizirt 
würde, wenn wir jetzt den Veſchluß über Art. 4 faſſen. Wenn ſich dann 
ſpäter zeigen follte, daß wir Zuſätze machen müſſen, ſo würde dieſer von der 
Berathung nicht ausgeſchloſſen bleiben. $ 

Abg. Hanſemann: Dann habe ich nichts dagegen einzuwenden. 

Secretair v. Bockum-Dolffs verlieſt die Frage: Soll der Artikel 4. 
des F. I. beibehalten werden. 0 

Marſchall: Diejenigen, welche für die Beibehaltung ſind, bitte ich, 
aufzuſtehen. (Der Artikel wird mit bedeutender Majorität angenommen.) 

Referent Graf v. Stoſch: Der 8. 2. des Geſetz⸗Entwurſs lautet (lieſt 
vor): „In den unter J. 2—3 gedachten Fällen tritt die Unfähigkeit zur Aus⸗ 
übung ſtändiſcher Rechte, insbeſondere zur Theilnahme an ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlungen, ohne weiteres Verfahren ein und wird von dem Vorſitzenden der 
Verſammlung nur angezeigt.“ a 

Marſchall: Wünſcht Jemand das Wort über Artikel 22 

Secretair v. Bockum⸗Dolffs (verlieſt die Frage): Soll der Art. II. 
des Geſetzentwurfs mit Verückſichtigung der bisherigen Abſtimmung beibehal⸗ 
ten werden? 85 

Marſchall: Dllenigen, welche für die Beibehaltung ſind, bitte ich, 
aufzuſtehen. (Der §. Il wird durch Majorität angenommen.) 

Referent Graf v. Stoſch: Der §. III. ſchreibt das Verfahren vor, wel 
ches einzuſchlagen iſt, wenn das Urtheil über die Beſcholtenheit auf ſubjekti⸗ 
ver Ueberzeugung beruhen ſollte. Die Abtpeilung hat hierbei eine Bemerkung 
über die Faſſung gemacht, nämlich, daß dieſer Paragraph überſichtlicher fein 
würde, wenn mehrere Unterabtheilungen eintreten möchten. Derſelbe zerfällt 
nämlich in fünf verſchiedene Theile. Paſſus I u. 2. enthält die Berechtigung 
und die Verpflichtung zur Anklage; Paſſus 3 u. 4 die Einleitung der Klage; 
Paſſus 5 entſcheidet, od das Verfahren einzuleiten iſt; Paſſus 6, 7 u. 8 be⸗ 
zeichnen den Gang der erſten Inſtanz, und Paſſus 9, 10 u. 11 den der zwei⸗ 
ten Inſtanz. Das iſt blos eine Faſſungs⸗Vemerkung, und ich wünſche, daß 
die Verſammlung derſelben ſich anſchließen möchte. 


Marſchall: Von dieſem Paragraphen fangen nun die Amendements 
des Herrn Abg. Hanſemann an, ſie würden jedoch für die jetzige Berathung 
ſchwerlich zu berückſichtigen ſein und erſt dann in Betracht kommen, wenn das 
ganze Geſetz durchgegangen iſt und nicht den Beifall der Verſammlung ge⸗ 
funden hat. Würde der Antragſteller damit einverſtanden ſein? 

Abg. Hanſemann: Ich würde mir erlauben, bei jedem Theile des Ge⸗ 
ſetzes dasjenige Amendement vorzutragen, welches ich für zweckmäßig halte, z. 
B. zu dieſem Paſſus die drei erſten Sätze. x 

Marſchall: Dann bitte ich, das Amendement zu diefem Paragraphen 
jetzt zu entwickeln. ; 

Abg. Hanfemann: Der Anfang diefes Artikels ſetzt feſt, in welchen 
Formen die Anklage gegen ein Mitglied aus Mangel an Ehrenhaftigkeit ſtatt⸗ 
ſinden ſoll; nämlich dem Vorſitzenden jeder Verſammlung wird die Pflicht 
auferlegt, Alles das, was gegen die Ehrenhaftigkeit eines Mitgliedes ſpricht, 
zur Kenntniß der Verſammlung zu bringen, und jedes einzelne Mitglied ſoll 
das Recht haben, ein Gleiches zu thun, um darauf nun den Autrag auf 
Verſagung des Anerkenntniſſes der Ehrenhaftigkeit zu gründen Dieſe Bes 
ſtimmung halte ich nicht für zweckmäßig. Erſtlich deshalb nicht, weil es mir 
nicht die Aufgabe des Vorſitzenden einer Stände-Verſammlung zu ſein ſcheint, 
auf alle die Thatſachen zu achten, die nach ſeinem Dafürhalten ein Mitglied 
unehrenhaft machen können; es iſt eine Funktion, die, wie ich glaube, ſehr 
ungern von manchem Vorſitzenden übernommen werden wird, und trotzdem, 
daß es hier heißt: er ſei verpflichlet dazu, glaube ich, daß mancher Vorſitzende 
dieſe Beſtimmung ſchwerlich erfüllen werde. Sodann glaube ich, daß die jedem 
einzelnen Mitgliede gegebene Vefugniß, die Anklage zu ſtellen, auch nicht die 
gehörige Garantie gewährt. Meine Meinung iſt, daß es am beſten ſei, daß 
ein großer Theil der Verſammlung ſchriftlich einen ſolchen Antrag zu ſtellen 
habe; ich würde deshalb vorſchlagen, daß dem vierten Theile der Geſammt⸗ 
zahl der Mitglieder einer jeden ſtändiſchen Verſammlung die Beſugniß zus 
ſiehe, einen ſolchen Antrag auf Verſagung des Anerkenntniſſes der Ehrenhaf— 
tigkeit zu ſtellen. Das iſt mein Amendement, was ich für jetzt vorbringe. 

Marſchall: Ein zweites Amendement iſt von dem Abgeordneten Nau⸗ 
mann eingereicht. 5 

Abg. Naumann: Das Amendement wird zum Theil mit dem des vo⸗ 
rigen Nedners zuſammenfallen. Ich habe blos zu errinnern, daß ich es für 
bedenklich erachte, den Vorſitzenden für verpflichtet zu halten, dies traurige 
Dffizium zu übernehmen; ich wollte daher Paſſus 1 ganz wegfallen laſſen 
und nur den Paſſus 2, welcher jedem Mitgliede zwar das Recht, aber nicht 
die Pflicht zuerkennt, beibehalten. Dahin geht mein Antrag. Ich theile nämlich 
die Anſicht, daß es bei dergleichen ſtändiſchen Verſammlungen dem Vorſitzen⸗ 
den wohl hart ankommen möge, Thatſachen anzuführen, die nach dem Geſetz 
nicht ſtrafbar find, ſondern nur nach feinen Anſichten die Ehrenhaftigkeit eines 
Mitgliedes verletzen. . 

Referent Graf v. Stoſch: Da wir auf die einzelnen Paſſus noch 
nicht ſpeziell eingegangen ſind, ſo werde ich dieſelben jetzt nach einander vor⸗ 
leſen. Paſſus 1, 2 u. 3 lauten: (lieſt vor) „Der Vorſitzende jeder ſtändiſchen 
Verſammlung iſt verpflichtet, Thatſachen, welche nach feinem Dafürhalten die 
Ehrenhaftigkeit eines Mitgliedes in Zweifel ſtellen, in der Verſammlung zu 
dem Zwecke zur Sprache zu bringen, um den Ausſpruch der Standesgenoſſen 
datüber, ob das Auerkenntniß unverlegter Ehrenhaftigkeit (J. 4) ertheilt oder 
verſagt werde, herbeiführen. Außerdem iſt jedes Mitglied der Verſammlung 
befugt, gegen ein anderes Mitglied den Antrag zu ſtellen, daß demſelben das 
Anerkenntniß unverletzter Ehrenhaftigkeit verſagt werden müſſe. Dieſer Ans 
trag iſt bei dem Vorſitzenden anzubringen, welcher verpflichtet iſt, damit nach 
den folgenden Beſtimmungen zu verfahren.“ Paſſus 1 verpflichtet den Vor⸗ 
ſigenden, die Anklage über die Beſcholtenheit eines Mitgliedes zur Kenntniß 
der Verſammlung zu bringen. Paſſus 2 berechtigt jedes Mitglied, die Anklage 
über die Beſcholtenheit eines feiner Kollegen zu ſtellen, und Paſſus 3 verpflich⸗ 
tet den Vorſitzenden, hierauf einzugehen und die Anklage der Verſammlung 
mitzutheilen. In der Abtheilung hat dieſe Verpflichtung und Verechtigung 
Anklang gefunden, man hat geglaubt, daß es freiſtehen müſſe, wenn etwas 
Derartiges zur Kenntniß eines Mitgliedes gelangt, auch zur Kenntniß der 
Verſammlung zu bringen. Noch ein Zuſatz zu Paſſus 2 wurde von der Ab⸗ 
theilung beliebt, daß nämlich hinter „befugt“ eingeſchaltet werde „unter Ans 
führung beſtimmter Thatſachen und deren Beweismittel“, Dieſer Zufag ſchien 
deshalb gerechtfertigt, um frivolen und unbegründeten Anklagen in ſo ernſter 
Beziehung, wo es ſich um die Ehre eines Mannes, um die Ehre einer Fa⸗ 
milie handelt, entgegenzuwirken. 

Marſchall: Von den Amendements, die bis jetzt auf den erſten Theil 
gemacht ſind, geht das des Abgeordneten Hanſemann dahin, wenn ich nicht 
irre, daß der Antrag uicht von dem Vorſitzenden, ſondern von dem vierten 
Theil der Mitglieder der Verſammlung gemacht werden ſoll. Wenn dieſer 
Antrag Unkerſtützung findet, fo werde ich ihn zur Berathung ſtellen. (Wird 
hinreichend unterſtützt). Verlangt Jemand das Wort über diefen Antrag? 

Abg. Graf Schwerin: Ich muß mich gegen das Amendement, was 
der Herr Abgeordnete aus der Rheinprovinz geſtellt hat, erklären und zwar 
aus dem Grunde, weil ich glaube, der ganze Gefeg-Eutwurf beruht darauf, 
daß, wenn der leiſeſte Zweifel gegen die Ehrenhaftigkeit eines Mitgliedes 
ſtaltſindet, es dann in feinem eigenen Intereſſe liegt, daß dieſer Zweifel auf 
möglichſt ſchnelle und geeignete Weiſe zur Sprache gebracht und auf den An⸗ 
trag jedes Mitgliedes die Sache weiter verfolgt werden muß. Darin liegt 
die Garantie, daß nicht der Verdacht im Finſtern ſchleiche und erſt ein Vier⸗ 
tel ſich darüber einige, daß er ans Licht gezogen. 

Abg. Naumann: Ich ziehe mein Amendement zurück, nicht, weil 
meine Gründe widerlegt ſind, ſondern aus dem Grunde, weil eine ſolche 
Verpflichtung Kompelle thut. Wer ſie hat, muß ſie erfüllen. Es iſt kein 
Zwang hier. (Ruf zur Abſtimmung.) 4 

Referent: Von der Abtheilung ift beantragt worden, daß ausdrück⸗ 
lich vermerkt werden müſſe: »Unter Anführung beſtimmter Thatſachen und 
deren Beweismittel.“ Es wird dies erſt beſchloſſen werden müſſen, damit die⸗ 
ſer Beſchluß vermerkt werde. 22 

Marſchall: Findet ſich gegen den Zuſatz etwas zu bemerken? (Nein,) 
Will die hohe Verſammlung dieſen Zufag annehmen? (Einſtimmig: Ja!) 
Ich würde die Frage auf die erſten drei Sätze ſtellen und bitten, daß dieje⸗ 
nigen, welche gegen die Annahme derſelben ſind, aufſtehen. 
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- (Wird einſtimmig angenommen.) 

Referent: (Lieſt den Paſſus 4 vor: »Der Antrag auf Ausſchließung 
aus der Verſammlung 7.4 Von der Abtheilung ift der Zufag beliebt wor⸗ 
den, daß nämlich hinzugefügt werde hinter Zuſammentreten: »mit vorheriger 
Bekanntmachung des Zweckes der Verſammlung.« Wir haben gewußt, daß 
dies in dem allgemeinen Geſetze vorgeſchrieben ſei. Wo es ſich indeß um ein 
ſo großes Intereſſe handelt, wie die Ehre iſt, da iſt es gerechtfertigt, 
wenn ausdrücklich im Geſetz vermerkt werde, welches der Zweck der Verſamm⸗ 
lung ift, damit kein Mißverſtändniß eintrete, ſich Niemand mit Unwiſſenheit 
entſchuldigen könne. 

Marſchall: 
men werden ſoll. 

Referent: Es heißt hinter Zuſammentreten: »mit vorheriger Vekannt⸗ 
machung des Zweckes der Verſammlung.« 

Marſchall: Soll der Vorſchlag angenommen werden? (Er wird 
nicht angenommen.) Kann ich ohne Abſtimmung annehmen, daß der Paſſus 
4 angenommen ſei? (Ja!) SH 

Referent (lieſt den Paſſus 5 vor): »Der, deſſen Ausſchließung bean⸗ 
tragt wird, iſt befugt, ſich durch eine dem Vorſitzenden zu übergebende ſchrift⸗ 
liche Erklärung oder mündlich in der Verſammlung zu rechtfertigen u. ſ. w.« 
Die Abtheilung hat befunden, daß dieſer Paſſus 5 mit folgenden Worten 
einzuleiten ſei: »Entſagt der Angeſchuldigte der ferneren Ausübung ſtändi⸗ 
ſcher Rechte, ſo hat es dabei ſein Bewenden, und kann dann Angeſchuldig⸗ 
ter nur unter den Bedingungen des Abſchnitts V. wieder zur Ausübung ſtän⸗ 

Abg. v. Meding: Der eigentliche Sinn der Sache iſt der, daß das 
freiwillige Entſagen vollig dieſelbe Wirkung habe, wie die Entſcheidung der 
Verſammlung ſelbſt. , 

Abg. v. Vorries: Der Paragraph 3 enthält mehrere Dunkelheiten 
und Widerſprüche, welche ich bei dieſem Paſſus zur Sprache bringen zu müſ⸗ 
ſen glaube. Es iſt nämlich darin der ſtändiſchen Verſammlung die Entſchei⸗ 
dung übergeben, ob ein weiteres Verfahren eintreten ſoll, während die Ent⸗ 
ſcheidung, ob Jemand verurtheilt werden fol, einer ganz anderen Verſamm⸗ 
lung, nämlich der Wahlverſammlung, überlaſſen wird; ich glaube, dies iſt 
ein Widerſpruch. Es ſoll ein Standes-Urtheil fein, ein judicium parium, 
deswegen glaube ich, daß hier eine Abänderung eintreten muß, nämlich da⸗ 
bin, daß nur die Wahl-Verſammlung darüber zu entſcheiden hat, ob ein 
weiteres Verfahren eingeleitet werden ſoll. i hi 2 

Abg. Graf von Schwerin: Ich erlaube mir zunächſt auf den Punkt 
zurückzukommen, den der Abgeordnete aus der Mark in Anregung gebracht 
hat. Er hat nämlich die Behauptung aufgeſtellt, daß das Verfahren, wel⸗ 
ches nach dieſem Gefeg-Entwurf eingeleitet würde, nicht blos über die Aus⸗ 
ſchließung von der Stände⸗Verſammlung entſcheide, ſondern auch über den 
Verluſt anderer Rechte, des Patronats und der Jurisdietion Es ſcheint 
mir dies mit dem Eingang der Verordnung nicht im Einklange zu ſtehen, 
denn dieſer bezeichnet das Geſetz ausdrücklich als beſtimmt: »Für das Ver⸗ 
fahren, welches bei der Ausſchließung beſcholtener Perſonen aus ſtändiſchen 
Verſammlungen zur Anwendung zu bringen iſt .... « Es handelt ſich alſo 
keinesweges um den Verluſt des Patronats und der Jurisdiction, und ich 
möchte zunächſt darüber im Klaren ſein, ob dieſe Anſicht die richtige iſt Ich 
erlaube mir, den Königlichen Kommiſſar zu bitten, uns ſeine Meinung zu 
ſagen, ob der Geſetz-Entwurf ſich blos auf die Ausſchließung aus der Stände⸗ 
Verſammlung bezieht, oder ob dieſelbe zugleich die Ausſchließung vom Patro⸗ 
nat und von der Jurisdiction bedingt. Das iſt meiner Meinung nach weſentlich. 
diſcher Rechte zugelaſſen werden. Entſagt dagegen der Angeſchuldigte nicht frei⸗ 
willig der Ausübung ſtändiſcher Rechte, fo tritt dann folgendes Verfahren ein. 

Landtags⸗Kommiſſar: Es kann nur auf das Geſetz vom 8. Mai 
1837 zurückgegangen werden, wonach beſcholtene Perſonen mit den ſtändiſchen 
Rechten zugleich die damit nahe verbundenen Rechte des Patronats und der 
Errichtsbarkeit verlieren, 

Abg. Graf von Schwerin: Ich habe nicht gewußt, daß Patronat 
und Jurisdiction ſtändiſche Rechte ſeien. 

Marſchall: Es ſind noch vier Redner vorhanden, die um das Wort 
gebeten haben. (Viele Stimmen verlangen die Abſtimmung.) Wenn die 
Verſammlung fie nicht mehr hören will, fo iſt die Debatte geſchloſſen, und 
es werden alſo die beiden Amendements zur Abſtimmung kommen. Das erſte 
iſt das der Abtheilung; es beſteht darin, daß der Angeſchuldigte durch die 
Erklärung, der ferneren Ausübung der ſtändiſchen Rechte entſagen zu wollen, 
das Recht erhält, wieder zugelaſſen zu werden. Alſo die für Annahme des 
Amendents find, bitte ich, aufzuſtehen. (Wird mit großer Majorität ver⸗ 
worfen.) Das zweite Amendement geht dahin, daß ſtatt der Beſtimmung: 
„Wird dieſe Frage nicht mindeſtens von 2 der Stimmen verneinte, geſetzt 
werde: »Wird dieſe Frage von der Mehrheit bejaht. Letztere iſt alſo das 
Amendement, und ich frage, ob dies Amendement angenommen wird. Die- 
lenigen Mitglieder, die dafür find, bitte ich, aufzuſtehen. (Das Refultat 
der Abſtimmung iſt ganz zweifelhaft; von mehreren Seiten wird gewünſcht, 
die Frage noch einmal vorzuleſen; dies geſchieht. Da auch die jetzt erfolgende 
Abſtimmung durch Aufſtehen und Sitzenbleiben zweifelhaft bleibt, werden die 
Ordner durch den Landtags-Marſchall erſucht, die Zählung der Stimmen 
vorzunehmen.) Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: für das Amen⸗ 
9 269, dagegen 230 Stimmen; es ift alſo mit einer Majorität von 

Stimmen angenommen worden. Ich würde nun zur Frage kommen, ob 
der ganze Artikel angenommen werden foll. 8 

Referent: Der Paſſus 5 lautet mit der eingetretenen Veränderung 
folgendermaßen (tief vor). 

Marſchall. Soll derſelbe als angenommen betrachtet werden? (Ma⸗ 
jorität durch Aufftchen für die Annahme.) 

Referent: Der Paſſus 6 lautet (lieſt vor). Die Abtheilung iſt der 
Anſicht geweſen, daß es zweckmäßig ſei, das weitere Verfahren in die Hand 
des Ober⸗Präſidenten übergehen zu laſſen, da er, vermöge feiner amtlichen 
Stellung, am geeignetiten erſcheint in feinem Verwaltungs⸗Bezirke als Wäch⸗ 
ter, Richter und Handhaber der Rechtsbefugni In. 

Y 5 gniſſe zu handeln 

Marſchall: Iſt gegen dieſen Paſſus etwas zu erinnern? 

Abg. v. Weiher: Nachdem durch den Beſchluß der Mehrheit 3 der 
Anweſenden dazu gehören ſollen, um das Verfahren einzuleiten (mehrere 
Stimmen: Nein, umgekehrt), ſo habe ich im Intereſſe des Angeſchuldigten 


Es fragt ſich, ob der vorgeſchlagene Zuſatz angenom⸗ 


beantragen wollen, daß das Verfahren auch auf ſeinen Antrag eingeleitet 
werden kann, wenn die erforderliche Mehrheit nicht vorhanden iſt. Es könnte ihm 
ſonſt ſchwer werden, die gegen ihn angebrachten Anſchuldigungen zurückzuweiſen. 

Marſchall: Wird dieſer Antrag unterſtützt? (Ja.) Darf ich hier⸗ 
nach annehmen, daß dieſer Zuſtand angenommen ſei. . 

(Majorität dafür durch Aufſtehen.) 

Referent: Paſſus 7 lautet (lieſt vor): Bei dieſem Paſſus hatte die 
Abtheilung konſequenterweiſe den Zuſatz vorgeſch lagen: „nach vorgängiger 
Bekanntmachung u. ſ. w.“ Da dieſer jedoch bei dem früheren Paſſus nicht 
genehmigt iſt, ſo kann er auch hier wegfallen. Was aber die weitere Beſtim⸗ 
mung anlangt, fo erſcheinen bei a die Wähler als diejenigen, welche das Ver- 
hältniß des Angeſchuldigten, der aus ihrer Mitte kommt, jedenfalls am rich⸗ 
tigſten werden beurtheilen können; und eben fo ift es bei b. Auch dort wer⸗ 
den die Standesgenoſſen am geeignelſten fein, das moraliſche Verhältniß des 
Angeſchuldigten am richtigſten zu würdigen und ein gerechtes Urtheil zu fällen. 
Was die Veſſimmung ade. betrifft, fo erſcheint fie deſto unabweislicher, als, 
fo viel mir bewußt iſt, ſchon bezügliche Verträge obwalten, und zwar mik 
ehemaligen Kreisunmittelbaren. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob darüber Jemand das Wort verlangt. 
(Geſchieht nicht.) Dann frage ich, ob gegen die Beſtimmungen ad a., b. und 
c. im Paſſnus 7 etwas zu erinnern iſt, oder ob fie angenommen werden. 

(Paſſus 7 wird unanimiter angenommen.) : 
Referent: (Lieſt vor: Paſſus 8 lautet: Der Ober-Präſtdent ſendet i 
den Fällen zu a. u. b. die geſchloſſenen Akten u. ſ. w.) Hierzu hat die Ab⸗ 
theilung folgende Bemerkung gemacht: „Es iſt im Paſſus 5 ausdrücklich ge⸗ 
ſagt, daß der Angeklagte ſich ſchriftlich oder mündlich rechtfertigen könne.“ 
Dort iſt alſo die mündliche Vertheidigung als zuläſſtg anerkannt worden. Es 
iſt aber nicht abzuſehen, warum das mündliche Verfahren bei der Vertheidi⸗ 
gung ausgeſchloſſen werden ſoll. Es iſt für den Angeklagten von der höchſten 
Wichtigkeit, ſich feinen Richtern perſönlich zu ſtellen, die Anklage mit allen 
Modalitäten hören zu kännen, ſeine Rechtfertigung ſelbſt zu führen, die mo⸗ 
raliſchen Molive hervorzuheben, vielleicht auf die Vergangenheit, auf ſeine 
bürgerliche Stellung hinzuweiſen und zwar durch das tief ergreifende Wort. 
Deshalb war die Abtheilung der Anſicht, daß die mündliche Vertheidigung 
nicht ausgeſchloſſen werden dürfe. Zu meiner großen Freude habe ich gehört, 
wie man dieſe Anſicht der Abtheilung als eine weſentliche Verbeſſerung halte, 
und ich gebe mich der Hoffnung hin, daß die Verſammlung dem beitreten 
werde. Klar iſt, daß bei der Abſtimmung der Angeſchuldigte nicht dabei ſei; 
aber ich halte es im Intereſſe des Angeſchuldigten von der größten Wichtig⸗ 
keit, daß er perfonlic feine Vertheidigung führen dürfe. 

Marſchall: Die Abtheilung ſchlägt vor, daß der Angeſchuldigte ſeine 
Vertheidigung perſönlich führen dürfe. Die dagegen ſind, bitte ich aufzuſte⸗ 
hen. (Wird einſtimmig angenommen.) Wir kommen jetzt zu einer Veſtim⸗ 
mung, die wohl weitläufiger erörtert werden wird, und, da fie nicht in kurzer 
Zeit abgemacht werden kann, ſo ſchließe ich heute die Sitzung und bitte, ſich 
morgen um 10 Uhr einfinden zu wollen. Wir werden die heutige Berathung 
fortſetzen und, wenn uns noch Zeit bleibt, zu der über das Reglement über⸗ 
gehen. (Schluß der Sitzung 34 Uhr.) 


Sitzung des vereinigten Landtags am 5. Mai. 
Kurie der drei Stände. 
(Verleſung des Protokolls der vorangegangenen Sitzung.) 
Marſchall: Ich fahre fort in der Vertheilung der eingegangenen Anträge. 
(Wir liefern ſie in der morgenden Zeitung.) 0 
Abg. Schumann: Herr Landtags-Marſchall! Meine Mutterſprache 
iſt die polniſche, in ihr habe ich denken gelernt und daher die Fertigkeit nicht, 
mich in längerer Rede aus dem Gedächtniſſe deutſch ſo auszudrücken, wie ich 
wohl wünſchte. Erlauben Sie daher, daß ich hierbei dies mein Blatt zur 
Hülfe nehme. (Lieſt vor). Meine Herren! Es iſt von meinen Kollegen aus 
dem Großherzogthum Poſen eine Petition um Aufrechthaltung der den dorti⸗ 
gen Polen zugeſicherten Nationalität und Sprache an den Vereinigten Land⸗ 
tag gerichtet, vom Herrn Landtags-Marſchall aber zurückgewieſen worden, 
weil ſie ein bloßes Provinzial-Intereſſe zum Gegenſtande habe. — In der 
Lage, in welcher ſich die Sache in Betreff dieſer Petition befindet, will ich 
hier auf eine nähere Beleuchtung des Inhalts nicht eingehen, mir aber doch 
die kurze Bemerkung erlauben, daß ein Gegenſtand, welcher die Lebensfrage 
eines ganzen Volksſtammes, eines ganzen Landestheils — wie dies 
die Nationalität und Sprache gewiß iſt — betrifft, daß ein ſolcher Gegen⸗ 
ſtand ganz unbedenklich für die ganze Monarchie nicht nur nicht gleichgültig 
fein kann, ſondern fie ganz weſentlich intereſſtirt und alſo gewiß eine innere 
Angelegenheit des ganzen Staates iſt. Meine Herren! §. 13. der Verordnung 
vom 3. Februar . beſtimmt: (lieſt vor) »Dem Vereinigtun Landtage ſteht 
das Recht zu, Uns Bitten und Veſchwerden vorzutragen, welche innere An⸗ 
gelegenheiten des ganzen Staates oder mehrerer Provinzen betreffen, wogegen 
Bitten und Veſchwerden, welche allein das Intereſſe der einzelnen Provinzen 
betreffen, den Provinzial-Landtagen verbleiben.“ Ich will es nun — wenn es 
gleich der Fall nicht iſt — für einnn Augenblick als zweifelhaft annehmen, 
ob die fragliche Petition ihrem Inhalte nach vor den Vereinigten Landtag 
oder den Provinzial-Landtag gehöre. Die nächſte Frage ift die; wer Dielen 
Zweifel zu löſen, wer darüber zu entſcheiden hat Nach meiner Überzeugung 
hat hierüber allein das Reglement zu entſcheiden. Dieſes verordnet in den 
85. S und 26: (Lieſt vor) daß die eingehenden Petitionen in der Plenar Ver⸗ 
ſammlung nicht zu leſen, ſondern ſogleich in die Abtheilungen zu verweiſen 
find. Das weitere Verfahren richtet ſich nach den im 8. 9 und folgenden 
des Reglements enthaltenen Vorſchriften, wonach — wenn die Sache zum 
Vortrage in der Plenar⸗Verſammlung vorbereitet worden — nach, deutlicher 
Vorſchrift §. 26 zu b. (lieſt vor) zunächſt die Frage ob der Petitions-An⸗ 
trag in Verathung genommen werden ſolle? der Verſammlung vorgelegt 
werden muß, indeß — wenn in diefer Kurie nicht wenigſtens 24 Mit⸗ 
glieder ſich dafür erklären, der Antrag nicht zur Derathung gebracht werden 
darf. Hierdurch iſt der in Rede ſtehende Fall eint kult eden. Die Abthei⸗ 
lung hat zu prüfen: ob die Petition vor den vereinigten Landtag gehöre oder 
nicht? die Plenar-Verſammlung darüber zu entſcheiden. Eine andere Art 
der Zurückweiſung irgend eines an den Vereinigten Landtag gerichteten ame 
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trages kennt das Reglement nicht. Dies iſt klar, und es kann alſo von 
einem Zweifel, der etwa nach §. 29 des Reglements zu entſcheiden wäre, keine 
Ich meine aber, daß, wenn ſelbſt die Sache zweifelhaft wäre, 
doch im Intereſſe des Rechts und der Billigkeit es der Veſammlung über⸗ 
laſſen bleiben muß, über die Zulafjung einer Petition zu beſtimmen, als ſie 
durch eine einzige Stimme des Herrn Landtags-Marſchalls zurückzuweiſen. 
Aus dieſen Gründen trage ich daher darauf an: daß es dem Herrn Lande 
tags⸗Marſchall gefallen möge, das im §. 26 des Reglements zu a. und b. 
vorgeſchriebene Verfahren ſtattfinden zu laſſen, d. h. die fragliche Petition 
zunächſt an die Abtheilung zur Begutachtung zu verweiſen. 

Marſchall: Es iſt allerdings ein Petitions-Antrag des angegebenen 
Inhalts bei mir eingegangen; derſelbe betrifft, wie der Herr Redner gelagt 
hat, die Aufrechthaltung der Nationalität und polniſchen Sprache im Groß- 
herzogthum Poſen. Der Antrag geht alfo recht eigentlich die beſonderen 
Intereſſen des Großherzogthums Poſen an und fällt in die Kategorie derje— 
nigen Petitionen, welche von der Berathung des Vereinigten Landtages aus- 
geſchloſſen, dagegen den Provinzial-Landtagen zugewieſen ſind. Hierüber iſt 
kein Zweifel, denn das Neglement ſpricht ſich darüber klar aus. Es iſt alſo 
hier keine Art von Eniſcheidung nölhig. Wo die geſetzliche Beſtimmung fo 
klar ſpricht, da kann eine weitere Berufung nicht ſtattfinden. Daß übrigens 
ein ſolcher Antrag ein ſehr großes Intereſſe in Anſpruch nehmen kann, iſt 
nicht zu leugnen, aber es iſt dies nicht das Intereſſe, von welchem das Geſetz 
ſpricht, ſondern ein allgemeines menſchliches Intereſſe. Wenn wir dieſes hier 
annehmen wollten ſo würde der bezogene Paragraph keinen Sinn haben; 
ohne Rechtsgelehrter zu ſein, iſt mir aber doch der Rechtsſatz bekannt, daß nie 
angenommen werden kann, der Geſetzgeber habe in eine Stipulation gar keinen 
Sinn legen wollen. Nach der Anſicht des Antragſtellets müßte dann jede 
Petition zur Cognition und Berathung des Vereinigten Landtages kommen 
können. Dies find die Gründe, aus denen ich mit großem Bedauern den 
Antrag zurückgewieſen habe. 

Abg. v. Brodowski: Eine bedeutende Anzahl Abgeordneter des Groß⸗ 
herzogthums Poſen hat ſich veranlaßt gefunden, eine an die Verſammlung 
gerichtete Petition zu richten. 
bewogen gefunden, ſie auf Grund des F. 13 der Geſchäfts-Ordnung zurüd- 
zuweiſen. Die Petenten glauben aber, daß fie allerdings vor das Forum 
dieſer Verſammlung gehöre, indem dieſer Gegenſtand von hohem politiſchen 
Intereſſe für die ganze Monarchie einerſeits iſt, und weil fie anderſeits auch 
auf Allerhöchſte Verordnungen geſtützt iſt, welche kein Geſetz aufgehoben haben, 
welche aber in neuerer Zeit bedeutend alterirt ſind. Die Antwort des Herrn 


Landtags-Marſchalls, welche dieſe Petition deſſenungeachtet zurückgewieſen hat, 
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lautet wie folgt (lieſt vor). Ich will gern von den Anſichten der Petenten 
abſtrahiren, ich bitte aber die Verlamlung, zu berückſichtigen, daß nach 8. 
13 der Landtags⸗Marſchall nicht entſcheiden kann, ob eine Sache vor dies 
Forum gehört oder nicht, ſondern den Abtheilungen, welchen jede Petition 
zugewieſen wird, ſteht dieſe Eniſcheidung zu. Im F. 26 des Reglements ſteht 
nicht geſchrieben, daß dem Landtags-Marſchall das Recht zuſtehe, die Peti⸗ 
tionen zurückzuweiſen, fondern es ſteht darin mit großen Buchſtaben, daß fie 
der Abtheilung zugewieſen werden müſſen, damit dieſe den Gegenſtand erörtere, 
begutachte und der Verſammlug alsdann vorlege, welche dann auch entſchei⸗ 
den kann, ob die Sache zurückzuweiſen iſt. Zwar ſteht dem Landtags-Mar⸗ 
ſchall das Necht zu, wenn Zweifel obwalten, daß er fie beilegt; aber hier find 
keine Zweifel. Im ganzen Reglement ſteht kein Wort, daß Petitionen zu⸗ 
rückgewieſen werden dürfen, und darauf bitte ich die Verſammlung, Rück⸗ 
ſicht zu nehmen, weil ſonſt nicht die Materie der Petition zu ihrer Kenntniß 
kommt. Sollte die Abtheilung der Meinung fein, daß die Petition zurück⸗ 
gewieſen werden muß, und die Verſammlung dieſer Anſicht beiſtimmen, ſo 
werden ſich die Petenten gern beſcheiden. 0 

Marſchall: Ich wollte hierauf nur erwiedern, daß der Marſchall aller⸗ 
dings kein Recht hat, jede Petition zurückzuweiſen, wie denn überhaupt von 
Recht hier nicht die Rede iſt, ſondern von einer Verpflichtung. Der Mar⸗ 
ſchall hat die Verpflichtung, Petitions-Anträge, welche das Geſetz zurück⸗ 
weiſt, nicht anzunehmen. 

Abg. v. Kraſzewski: Ich erlaube mir die Vemerkung, daß davon nicht 
die Rede ſein kann, als hätte der Marſchall die Befugniß, zu entſcheiden, 
ob die Petition nicht anzunehmen ſei, denn dies muß vorher erörtert werden. 
Der Marſchall kann unmöglich wiſſen, was der Gegenſtand der Petition iſt, 
ſo lange ſie nicht in der Verſammlung erörtert iſt, und inſofern hat er auch 
keine Befugniß, von vornherein eine Petition abzuweiſen. Wir Antragſteller 
wünſchen, daß die eingereichte Petition von der Abtheilung erörtert werde, und 
ſofern dieſe ſich dafür oder dagegen ausſpricht, dann iſt es Zeit, die Ent⸗ 
ſcheidung der Verſammlung herbeizuführen. Wir haben dann eine Inſtanz, 
und dieſe ift der Vereinigte Landtag. Ich muß alſo gegen die Befugniß pro⸗ 


teſtiren, die ſich der Marſchall angeeignet hat, um fo mehr, als ſich geſtern 


das ſchmerzliche Gefühl auf den Geſichtern hat ſehen laſſen, als der Mars 
ſchall gegen ein ausdrückliches Geſetz handelte. (Ohol) Ich bitte die Herren, 
mich nicht zu unterbrechen; von der Tribüne werde ich mir jede Widerlegung 
gefallen laſſen und mich darüber freuen, widerlegt zu ſein. Geſtern iſt, ich 
wiederhole es, von dem Landtags-Marſchall gegen ein klares Geſetz gehandelt 
worden; er hat zwar geſagt, es ſei ſeine Ueberzeugung, und wir ehren jede 
Ueberzeugung; aber hier handelt es ſich um Geſetze, die nicht zweifelhaft ſind, 
und deshalb ſpreche ich heute die Bitte aus, daß der Herr Marſchall die Güte 
haben möge, die eingereichte Petition dem Ausſchuß zu überweiſen. Ich habe 
noch eine Vemerkung zu machen. Die erwähnte Petition enthält einen ma⸗ 
teriellen Grund, weshalb ſie eine allgemeine genannt zu werden verdient, ſie 
ſpricht von Verheißungen, die von des hochſeligen Königs Majeſtät gemacht 
worden find. Wir fußen auf dieſe Verheißungen, wie Sie, meine Herren, 
Ihrerſeits das Recht haben, darauf zu fußen, wenn Sie auf eine Conſtitution 
dringen. Wir vertheidigen unſere böchſten Güter. Meine Herren, es giebt 
keine Conſtitution ohne Volksthümlichkeit, fie iſt die Baſis, und jenes iſt der 
Geist, alſo ſprechen Sie auch uns das nicht ab, was Ihnen ſelbſt fo Noth 
thut. Alſo, meine Herren, entſcheiden Sie ſich hier dafür, darum bitte ich 
ein⸗ für allemal, damit der Gebrauch hier nicht auftomme, daß der Land⸗ 
tags⸗Marſchall die Vefugniß habe, zu entſcheiden, was vor Ihr Forum gehört. 

Abg. Freiherr v. Vincke: Ich bin auch der Anſicht, daß der zur Erör⸗ 
terung gekommene Fall ſehr viel Aehnlichkeit mit dem geſtern zur Sprache 


kein Fall vorliegt, 


Der Herr Landtags-Marſchall hat ſich aber 


gekommenen hat. Ich kann den Rednern, die vor mir geſprochen haben, nur 
vollſtändig darin beitreten, daß dem Landtags-⸗Marſchall nicht das Recht zu⸗ 
ſteht, die SS. 4— 26 der Geſchäftsordnung in dem von ihm erwähnten Sinne 
auszulegen, denn gerade in $. 26 iſt diserlis verbis gefagt: (vieft vor.) Das 
rin iſt ihm alſo die Verpflichtung auferlegt, jeden Antrag ohne weitere Kris 
tik ſeines Inhalts der betreffenden Abtheilung zu überweiſen, und die Abthei⸗ 
lung hat die Frage, ob er nach Form oder Materie in einer der beiden Ku⸗ 
rien oder auch beider Kurien vereinigt zu berathen iſt, zu beurtheilen. Es 
iſt aber in keinem Paragraphen der Geſchäftsordnung die Befugniß ihm bei⸗ 
gelegt, welche er für ſich in Anſpruch nimmt. Wenn der F. 13, der Vers 
ordnung vom 3. Februar die Veſtimmung enthält, auf welche der Landtags⸗ 
Marſchall ſich bezogen hat, fo bemerke ich, daß ihm nirgend das Recht bei⸗ 
gelegt worden iſt, eine geſetzliche Veſtimmung zu interpretiren. Dieſes Recht 
ſteht nur Sr. Majeſtät dem Könige zu, und der Verſammlung ſteht es zu, 
ſich darüber auszuſprechen, ob ſie ſich in ihrem Rechte zu befinden glaubt, 
aber nicht dem Vorſitzenden. Im Uebrigen bin ich, wenn es ſich um die 
Auslegung des §. 13 des Geſetzes handeln ſollte, der Ueberzeugung, daß hier 
wodurch der §. 13 alterirt iſt. In dem Schreiben des 
Herrn Landtags-Marſchalls, welches vorgeleſen worden iſt, iſt ausdrücklich 
anerkannt, daß bei dem in Rede ſtehenden Antrage allerdings die ganze Mo⸗ 
narchie intereſſirt ſei, und in dem angezogenen Parapraphen ſteht gerade, 
daß nur Bitten, welche allein einzelne Provinzen betreffen, uicht vom Ver⸗ 
einigten Landtage, ſondern von den Provinzialſtänden zu berathen ſind. Wenn 
alſo anerkannt iſt, daß das Intereſſe anderer Provinzen auch in Frage kommt, 
fo folgt daraus von ſelbſt, daß dem Geſetz Folge gegeben und die Peti⸗ 
tion hier berathen werden muß. Dies folgt ferner aus der Natur der 
Sache. Es iſt bekannt, daß die polniſche Nationalität und Sprache nicht 
blos auf das Großherzogthum Poſen beſchränkt iſt, ſondern es giebt in Preu⸗ 
ßen und Schleſien, namentlich in Oberſchleſten, Einwohner, welche die polni⸗ 
ſche Sprache reden. Alſo iſt bei der Petition auch das Intereſſe anderer 
Provinzen weſentlich betheiligt. Ein bedeutender Theil von Oberſchleſten ge⸗ 
hört der polniſchen Nationalität an, dies geht aus allen ſtatiſtiſchen Hand⸗ 
büchern hervor; ich bin aber der Meinung, daß, wenn es ſich hier auch nur 
um das Großherzogthum Poſen allein handelte, es für uns doch nicht gleich— 
gültig iſt, wie ſtarke Motive ſie haben, ſich mit uns zu vereinigen. Wenn 
wir auf die Geſchichte zurückgehen, ſo werden wir uns erklären können, daß 
die polniſche Nation noch manche Erinnerungen an ihre frühere Nationalität 
bewahrt. Wenn ſie uns alſo nicht ſchon mit vollem Herzen angehört, ſo 
müſſen wir um ſo mehr wünſchen, ihr den Weg zu bahnen, daß ſie ſich ganz 
preußiſch und deutſch fühlen könne. Wenn ſie ſich jetzt verletzt glaubt, fo 
haben wir die Pflicht, ihre Intereſſen zu ſchonen und ihre Rechte, die fie aus 
früheren Verträgen ableitet, wenn ſie begründet find, zu wahren und zu pfle⸗ 
gen, und ich kann nicht zugeben, daß eine Provinz dem Staate deshalb we⸗ 
niger innig angehört, weil ſie ſich in ihren heiligſten Intereſſen verletzt glaubt 
Ich halte vielmehr dafür, daß der geſammte Staat weſentlich dabei intereſſirt 
iſt, daß die Provinz Poſen in ihren begründeten Anſprüchen gewahrt werde. 
Marſchall: Wenn mein Schreiben, welches vorgeleſen iſt, ſo verſtan⸗ 
den wird, als hätte ich geſagt, daß ich anerkenne, mehrere Provinzen ſeien 
bei dem in Rede ſtehenden Petititions-Antrage intereſſirt, ſo iſt dies nicht 
richtig, im Gegentheil, ich habe geſagt, es walte hierbei allerdings ein allge⸗ 
meines menſchliches Intereſſe vor, von dieſem kann jedoch hier nicht die Rede 
ſein, ſondern nur von dem, von welchem das Geſetz ſpricht. 
Abg. v. der Heydt: Meine Herren, es iſt nicht meine Abſicht, mich 
über den Gegenſtand der Petition für jetzt auszuſprechen, ſondern ich will 
nur darauf aufmerkſam machen, wie gefährlich es ſein würde, wenn die Ver⸗ 
ſammlung den usus ſanctionirte, daß blos das Präſidium über ſolche Fragen 
entfcheiden dürfe. Es iſt die Rechtsregel, daß das Kollegium, dem die Be⸗ 
ſchlußnahme zuſteht, und dem rückſichts ſeiner Schranken und Kompetenzen 
Gränzen geſetzt ſind, auch in erſter Inſtanz über ſeine Kompetenz entſcheide, 
aber nirgend iſt es Rechtens, daß der Vorſitzende einſeitig, und ohne das 
Kollegium zu befragen, über die Kompetenz Beſtimmungen trifft. Ein ſol⸗ 
ches Recht iſt alſo auch hier nicht vorhanden, wo überdies ein ſpezielles Ge⸗ 
ſetz gegeben iſt, nach welchem dieſe Beſugniß dem Marſchall nicht zuſtehen 
kann. Ich habe zwar die feſte Ueberzeugung, das der Marſchall hier die 
Entſcheidung nach ſeinem beſten Wiſſen getroffen hat, es kommt auch nicht 
darauf an, ob das Geſetz dieſe Entſcheidung, wie ſie getroffen iſt, ſanctionirt 
oder nicht, ſondern darauf kommt es an, wer die Entſcheidung trifft. Es 
kommt ferner nicht darauf an, ob heute dieſer Marſchall und morgen ein 


anderer den Vorſitz führt, ſondern es kommt blos auf den Grundſatz an, der 


hier angewendet wird, und die Verſammlung iſt es ſich ſelbſt ſchuldig, aus⸗ 
drücklich auszuſprechen, daß ſie ſich das Recht dieſer Entſcheidung ſelbſt vor⸗ 
behält und keinem Anderen zukommen läßt. 8 ; 

Abg. v. Niegolewski: Als die paciſicirenden Mächte auf dem Wiener 
Kongrefie die chriſtliche Moral für die Grundlage ihrer Politik erklärten und 
den Willen ausſprachen, Staaten und Völker in den vorigen, durch die Fol⸗ 
gen der großen Staats-⸗Umwälzungen geſtörten Stand wieder einzuſetzen, er⸗ 
kannten fie, wie gerecht die Anſprüche der polniſchen Nation auf Vergüti⸗ 
gung des ihr zugefügten Unrechts waren. Weil aber übermächtige Rück⸗ 
ſichten und Verhältniſſe die Gewährung der vollen Gerechtigkeit durch Wieder⸗ 
vereinigung der getrennten Glieder unter einem Haupte zu neuem, ſelbſtſtändigem 
Leben hinderten, fo ſollten wir wenigſtens vor der Schmach der Vernichtung 
als Volk bewabrt werden. fo wurde uns überall der öffentliche Gebrauch un⸗ 
ſerer Sprache, unfere volksthümliche innere Entwickelung, alſo ein Zuſtand, 
welcher uns als Polen wenn nicht zuftiedenſtellen, doch mit unſerem harten 
Schickſale verſöhnen konnte. Auf Grund dieſer Zuſicherungen hat Se. Ma⸗ 
jeſtät der jetzt in Gott ruhende König Friedrich Wilhelm III. bei der Befig- 
nahme des Großherzogthums Poſen einen Zuruf an die Einwohner des Groß⸗ 
herzogthums Poſen vom 15. Mai 1815 erlaſſen, in welchem es heißt: „Auch 
Ihr habt ein Vaterland und mit ihm einen Beweis Meiner Achtung für 
Ture Anhänglichkeit an daſſelbe erhalten. Ihr werdet Meiner Monarchie 
einverleibt, ohne Eure Nationalität verleugnen zu dürfen. Ihr werdet an 
der Conſtitution Theil nehmen, die Ich Meinen getreuen Unterthanen zu 
gewähren beabſichtige, und Ihr werdet, wie die übrigen Provinzen Meines 
Reichs, eine provinzielle Verfaſſung erhalten. Eure Religion ſoll aufrecht 

(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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x (Fortſetzung aus der erſten Beilage.) \ 
erhalten und zu einer ſtandesmäßigen Dotirung ihrer Diener gewirkt werden. 
Eure perſönlichen Rechte und Euer Eigenthum kehren wieder unter den Schutz 
der Geſetze zurück, zu deren Berathung Ihr künftig gezogen werden ſollt. 
Eure Sprache ſoll neben der deutſchen in allen öffentlichen Verhandlungen 
gebraucht werden, und Jedem unter Euch ſoll nach Maßgabe ſeiner Fähig⸗ 
keiten der Zutritt zu den öffentlichen Aemtern des Großherzogthums, ſo wie 
zu allen Aemtern, Ehren und Würden Meines Reichs, offen nehen. Mein 
unter Euch geborener Statthalter wird bei Euch reſidiren. Er wird Mich 
mit Euren Wünſchen und Bedürfniſſen und Euch mit den Abſichten Meiner 
Regierung bekannt machen.“ Diele bedeutungsvollen Königlichen Worte be⸗ 
trachten wir als das Fundament unſeres politiſchen Daſeins. Sie haben die 
Herzen der Einwohner der Provinz mit gebührender Dankbarkeit gegen den 
Monarchen erfüllt, welche um unſere Liebe auf eine Sr. Majeſtät und unſer 
würdigen Weiſe zu gewinnen, und um die Wunden, die uns die Trennung 
von unſeren Brüdern ſo tief geſchlagen, zu heilen, uns die gegründete Hoff— 
nung zu hegen berechtigen, das höchſte von den Vätern ererbte Gut, unſeren 
Namen, unſere Sprache, unſeren Nachkommen treu überliefern zu können. 
Kurz waren aber die Tage dieſes Troſtes; kaum waren einige Jahre ver— 
floſſen, fo wurden unſere Beamten theilweiſe entfernt und andere aus anderen 
Provinzen, welche, der Sprache unkundig, dieſen unseren Herzen jo theuren 
Verheihungen nicht entſprechen konnten, traten ein. Nach dem unzweideutigen 
Patent und Königlichen Verheißungen, welche den Polen ihre Nationalität, 

ein Vaterland als Beweis der Achtung des Monarchen für ihre Anhänglich— 
keit an daſſelbe und den Gebranch der polniſchen Sprache neben der deutſchen 
in allen öffentlichen Geſchäften und Verhandlungen zuſichern, glauben wir 
dieſes Recht beanſpruchen zu dürfen. Aber das Beſtreben der Behörden in 
dem Großherzogthume Poſen hat ſich ganz offenbart, die den polniſchen Ein⸗ 
wohnern zugeſicherte Nationalität zu befeitigen und die polniſche Sprache von 
allen öffentlichen Geſchäften und Verhandlungen zu entfernen. Aber doch 
ſollten die, welche die Königlichen Bürgſchaften und Verheißungen ins Leben 
einzuführen und zu einer Wahrheit zu machen die Verpflichtung haben, keinen 
Augenblick vergeſſen, daß die erhabene Würde des Monarchen mit der Hei⸗ 
ligkeit ſeines Wortes identiſch iſt, und daß jene nur dann wahrhaft geehrt 
wird, wenn dieſes unangetaſtet bleibt. Rein und klar, wie das Licht der 
Sonne, darf es niemals durch Deuteleien, und wären ſie noch ſo ſcharfſinnig 
gemodelt, verkümmert und illuſoriſch gemacht werden, und wäre es ſelbſt einer 
verſchiedenen Deutung fähig, fo darf doch eben um jener Würde und Heilig⸗ 
keit willen nur diejenige Geltung erhalten, welche denen die günſtigere iſt, die 
es als eine Bürgſchaft unantaſtbarer Güter empfingen. Dieſes ſind, meine 
Herren, die tieſſten Wunden, aus welchen unſere Herzen bluten. Um dieſe 
vernarben zu machen, um dieſe zu heilen, wenden wir uns an dieſe hohe 
Verſammlung mit der frohen Hoffnung, daß Sie, meine Herren, unſere Bitte 
bei Sr. Majeftät bevorworten werden, um die Behörden bei uns in dem 
Großherzogthum Poſen hinzuweiſen auf den Wahlſpruch des Konrad III. von 
Hohenſtaufen: »Was der König ſagt, muß ſteif und ſtreng gehalten werden.“ 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich bin in keinerlei Weiſe gewilligt, mich 
in die Debatte zu mengen, welche über die Frage entſtauden iſt, ob der An— 
trag des Mitgliedes aus Poſen auf Anerkennung der Polniſchen Nationalität 
für das Großherzogthum Poſen zur Cognition oder Kompetenz dieſer Ver— 
ſammlung gehöre oder nicht; wenn aber ein Mitglied von Poſen ſo eben die 
heftigſten Vorwürfe gegen die Regierung in Veziehung auf angeblich verletzte 
Verſprechungen und Rechte ausgeſprochen hat, ſo muß ich erklären, daß dieſe 
Art des Angriffs gegen die Regierung nicht reglementsmäßig iſt. Wenn ein 
ſolcher Angriff beabſichtigt wurde, ſo mußte er in einer Petition niedergelegt, 
mir vorher mitgetheilt und dann zur Tages-Ordnung gebracht werden. Da 
dies nicht geſchehen iſt, ſo befinde ich mich fetzt in demſelben Falle, in welchem 
ich ſchon einmal in dieſer Verſammlung war, nämlich, erklären zu müſſen, 
daß von Seiten des Gouvernements der Angriff in dieſer Inſtanz ſo betrach— 
tet werden muß, als hätten wir ihn nicht gehört. 

Marſchall: Ich erkenne es meinerſeits gern an, daß die Art dieſes 
Angriffs mit dem Reglement nicht ganz übereinflimmen nnd es nicht für rich⸗ 
tig gehalten werden kann, wenn der Redner dabei in das Materielle eingeht. 

a aber derſelbe gerade gegen mich gerichtet war, ſo glaubte ich das Regle⸗ 

ment in dieſem Falle auf das weiteſte auslegen zu müſſen und dem Redner 
nicht ins Wort fallen zu dürfen, damit es nicht ſcheinen ſollte, als wolle ich 
den gegen mich gerichteten Angriff irgendwie unterdrücken. 

Abg. Graf v. Schwerin (vom Platz): Herr von der Hehydt hat be— 
reits vollſtändig meine Anſicht ausgeſprochen, es handelt ſich um eine wichtige 
Prinzipien-Frage. Ich habe geſtern dem Herrn Landtags⸗Marſchall nicht das 
Recht zugeſtehen können, daß er darüber zu entſcheiden habe, ob ein Antrag 
abzuweiſen ſei oder nicht. Der 8. 26. ſpricht ausdrücklich aus, daß alle An⸗ 
träge durch die Abtheilungen gehen müſſen, und ich glaube daher, daß wir 
in dieſem Fall um fo mehr daran ſeſthalten müſſen, als ſehr weſentliche In⸗ 
tereſſen einer ganzen Provinz in Frage ſind. Ich füge noch hinzu, daß ich 
anerkennen muß (doch es wird meiner Anerkennung nicht bedürfen), worauf 
der Herr Landtags⸗Kommiſſar uns aufmerkſam gemacht hat, daß das Ma⸗ 
terielle der Petition hier noch nicht hergehöre. Ich theile dieſe Anſicht, aber 
1. — werden auf ſolche Diskuſſton immer wieder zurückkommen, wenn wir an 
muß. a nicht feſthalten, daß jeder Antrag an die Abtheilung kommen 
nicht angel demnach auch praktiſch das Verfahren des Herrn Marſchalls 
der Landtags- Mee ich bin aber, wie geſagt, prinzipaliter der Meinung, daß 

Abg. v Werde all nicht im Rechte ift, wenn er fo verfährt. » 
Schuldi keit in dieser ch gehe davon aus, daß der Herr Marſchall feine 
S a er Angelegenheit gethan hat. Meine Anſicht von der 

Sache iſt die: das Gefeg ſchreibt vor, was vor die Landtags-Verſammlung 
gehört innerhalb der Grenzen, die dazu gezogen ſind. Auf der anderen 
Seite ſchreibt das Reglement vor, was geſchehen ſoll. Innerhalb dieſer 
Grenzen haben wir uns zu bewegen, wenn es ſich um Petitionen handelt, die 
Überhaupt vor den Landtag gehören. Das Geſetz ſagt ausdrücklich, daß Pe⸗ 
titionen, welche blos provinzielle Angelegenheiten betreffen, nicht vor den Ver⸗ 
einigten Landtag gehören. In der Petition, die uns eben vorgetragen iſt, 
mit Recht oder Unrecht, aber es iſt geſchehen, die Tendenz des Antrags als 
eine ausſchließlich provinziellt bezeichnet. Ich glaube daher in keiner Weiſe, 


daß fie zur Erörterung kommen kann; wäre dies nicht der Fall, fo würde 
der Herr Landtags-Marſchall im vorbezeichneten Wege ſie in die Abtheilung 
verweiſen müſſen. Ich ſage, das iſt meine Meinung von der Sache. 

Abg. Wodiezka: Es iſt von einem Abgeordneten aus Weſtphalen 
behauptet worden, daß in Oberſchleſien die Polniſche Nationalität vorherrſche. 
Als Bewohner von Oberſchleſten behaupte ich, daß wir keine Polniſche Na⸗ 
tionalität beſitzen. Die benachbarten Polen ſehen uns nicht als ihre Polni⸗ 
ſchen Brüder an. Wir Oberſchleſier wollen nur als Deutſche Brüder, als 
Preußen angeſehen und behandelt werden. 

Graf v. Renard: Der vorige Redner hat bereits den Grundſatz aus⸗ 
geſprochen, den ich mir zu erwähnen erlaube. Ich muß die Affinität der 
Idee zwiſchen der Slaviſchen Sprache und der Polniſchen Nationalität in 
Abrede ſtellen. Wenn auch ein Theil der Bewohner Oberſchleſtens die Sla⸗ 
viſche Mundart ſpricht, ſo ſind ihre Intereſſen und ihre Vaterlandsliebe doch 
Deutſche, obwohl ich auch das Polniſche Nationalgefühl ehre. Uebrigens 
kann ich nicht anerkennen, dab der Fall von geſtern, wo ein mit Unterſchrif⸗ 
ten verſehener Proteſt nicht angenommen wurde, mit dem gegenwärtigen zu⸗ 
ſammenhänge. Es iſt dieſer letztere ein ganz anderer Fall, folglich auch die 
Rechte, die Pflichten und Vefugniſſe des Landtags-Marſchalls ganz verſchie⸗ 
dene. — Der Landtags-Marſchall hätte, ſo wie gewünſcht wird, dieſe Peti⸗ 
tion einem Ausſchuß überweiſen müſſen. Dieſer hätte nicht das Recht ge⸗ 
habt, zu ſagen, der Antrag gehöre nicht hierher, die Abtheilung hätte es für 
ihre Pflicht gehalten, näher auf die Gründe einzugehen und demzufolge zu 
berichten; und ſo wäre ein nicht hierher gehöriger Antrag Gegenſtand einer 
weitläuftigen Debatte geworden. 

Abg. Hanſemann: Das tiefe Schweigen, welches erſt in der Ver⸗ 
ſammlung bei der Rede eines verehrten Deputirten herrſchte, beweiſt hinrei⸗ 
chend, welch' eine große Theilnahme der zur Sprache gebrachte Gegenſtand 
erregt. Ich gehe aber auf dieſen Gegenſtand nicht weiter ein, weil es ſich 
im vorliegenden Fall blos von der Ausführung der Geſchäfts-Ordnung han⸗ 
delt. Nach meiner Anſicht beruht diejenige Ueberzeugung, nach welcher der 
Herr Landtags⸗Marſchall die Sache behandelt, auf einer irrthümlichen An⸗ 
ſicht. Ich ſchließe mich ganz der Meinung an, die hier bereits geäußert 
worden iſt, daß der Herr Landtags-Marſchall nichts Anderes zu thun habe, als 
die Anträge an eine Abtheilung zu überweiſen, die als ſolche zu berichten 
hätte, ob nach ihrer Anſicht darauf einzugehen ſei oder nicht. 

Marſchall: Es iſt mir als Inkonſequenz vorgeworfen, daß ich geglaubt 
habe, den Petitionsantrag der Herren Abgeordneten aus der Provinz. Poſen 
einer Abtheilung nicht überweiſen zu dürfen, da dies doch geſchehen ſei mit 
der Petition, betreffend den Bau einer ſtehenden Brücke über den Rhein. Ich 
gebe zu, daß es zweifelhaft erſcheinen könnte, ob Letzteres eine allgemeine Lan⸗ 
desangelegenheit betreffe. Hier muß ich aber wiederholen, daß ich den Grund⸗ 
ſatz habe, die Vorſchriſten des Reglements überall, wo ich über die Anwen⸗ 
dung derſelben zweifelhaft bin, zum Vortheil der Betheiligten auf das weite⸗ 
ſte auszulegen. Es haben ſich noch mehrere Redner gemeldet, die über dieſe 
Sache zu ſprechen wünſchen; vielleicht dient es aber zur Verkürzung der Ver⸗ 
handlung, wenn ich ausſpreche, wie ich zu verfahren gedenke. Es iſt von 
mehreren Seiten behauptet worden, daß ich gegen die Beſtimmung des Buch⸗ 
ſtaben a. $. 26. gehandelt hätte, wonach ich den betreffenden Petitionsantrag 
einer Abtheilung hätte überweiſen müſſen. Meine Meinung iſt dagegen, daß 
ich dazu nicht berechtigt geweſen ſei. Sollte die Mehrheit dieſer Meinung bei⸗ 
treten, daß ich in diefer Angelegenheit nicht in meinem Rechte geweſen wäre, 
fo würde der Fall des F. 29 eintreten, der da ſagt: „Sollten über die Aus⸗ 
legung der vorſtehenden Vorſchriften Zweifel entſtehen, ſo iſt einſtweilen, bis 
Wir darüber entſchieden haben, nach der Beſtimmung des vorſitzenden Mar- 
ſchalls zu verfahren.“ Meine Abſicht iſt alſo, die hohe Verſammlung zu fra⸗ 
gen, ob ſie der Meinung iſt, daß ich gegen die Beſtimmung des Buchſtaben 
a. F. 26. verſtoßen habe, und ſollte dieſe Entſcheidung gegen mich ausfallen, 
fo werde ich die Allerhöchſte Entſcheidung einholen. Ich werde ſodann meine 
desfallſige Immediat-Eingabe morgen der hohen Verſammlung vortragen und 
dem Herrn Landtags-Kommiſſar zur Beförderung übergeben. Wenn Jemand 
noch das Wort verlangt, ſo bitte ich ihn, ſich zu melden. 

Abg. v. Auerswald: Ich würde, da die Verſammlung die Abſtim⸗ 
mung verlangt, ſehr gern auf das Wort verzichten, wenn die Redner nach 
mir dies gleichfalls thun. 

Marſchall: Wenn die Redner nicht alle verzichten wollen, ſo müſſen 
wir ſie alle hören. Ich muß hinzuſetzen, daß ich mir die Petition erbitten 
muß, damit ich fie meinem Immediatgeſuch an Se. Majeſtät den König 
beilegen könne. (Stimmen verlangen durch einander theils das Wort, theils 
die Abſtimmung.) 

Abg. v. d. Heydt. Ich bin der Meinung, daß es weſentlich ſei, zu 
erfahren, aus welchen Gruͤnden man den Marſchall für nicht kompetent er⸗ 
achte. Ich bin der Meinung, daß durch das Reglement überhaupt der Ver⸗ 
ſammlung nicht die Befugniß genommen werden kann, die durch das Geſetz 
vom 3. Februar d. J. gegeben worden iſt, und daß nur durch geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung dies Recht genommen werden kann. 8 

Abg. Hanfemann: Zuvörderſt muß ich wünſchen, daß der Marſchall 
die Güte hätte, die Frage ſo zu ſtellen: Ob die Verfammlung der Meinung 
ſei, daß die vorliegende Petition einer Abtheilung zuzuweiſen fei. 

(Wiederholtes Rufen nach Abſtimmung.) 

Marſchall: Der Herr Redner hat noch nicht ansgeſprochen. 

Abg. Hanſemann: Dieſe Form der Frageſtellung ſcheint im vor⸗ 
liegenden Falle die zu fein, welche die Anſicht der Verſammlung über das 
Prinzip ausſpricht, ohne fo ſchroff zu fein, wie andere Fragen. Sodann er⸗ 
laube ich mir, auf den Gang einzugehen, den der Herr Landtags⸗Marſchall 
einſchlagen will, nachdem die geſtellte Frage bejahend von uns entſchieden 
wäre. Der Herr Landtags-Marſchall hat erklärt, daß er alsdann bei Sr. 
Mafeſtät dem Könige eine nähere Interpretatton einholen würde. Ich habe 
die Ueberzeugung, daß Abänderungen der Geſchäftsordnung, denn Interpre⸗ 
tationen ſind nach Umſtänden Abänderungen (Gelächter) nur mit Beirath 
der Verſammlung geſchehen können. Es ſcheint mir, wenn der Marſchall 
einſeitig bei Sr. Majeſtät Interpretationen einholen will, ſo muß die Kurie 
vorher darüber zur Berathung gelaſſen werden. 

Graf v. Schwerin: Ich bin nicht der Meinung, daß die Frage ge⸗ 
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ſtellt werden kann, wie der Abgeordnete Hanſemann beantragt hat: „ob die 
Petition einer Abtheilung zugewieſen werden ſoll.“ Es handelt ſich um die 
generelle Frage, ob der Marſchall kompetent ſei, einen Antrag aus eigener 
Machtvollkommenheit zurückzuweiſen, oder ob die Verſammlung darüber zu 
entſcheiden habe. i v 

Abg. v. Vincke (vom Platze): Ich bitte, mir nur einige Worte über 
die Frageſtellung zu geſtatten. Ich ſchließe mich der Anſicht des geehrten Ab⸗ 
geordneten aus der Provinz Pommern an, aber mit der Modification, auf 
Grund des §. 7 der Geſchäftsordnung. (Verlieſt die betreffende Stelle im §. 
7 der Geſchäftsordnung.) „Jeder Plenar-Verathung muß eine Vorbereitung 
durch eine Abtheilung vorausgehen u. ſ. w.“ 

Abg. Meviſſen (vom Platze): Eine Abänderung des Reglement kann 
nur auf verfaſſungsmäßige Weiſe und nicht durch einen Immediat-Antrag 
des Herrn Marſchalls bewirkt werden ... (Schluß war nicht hörbar, durch 
den wiederholten Ruf nach Abſtimmung unterbrochen.) ? \ 

Abg v. Bardeleben (vom Platze): Ich mache den Antrag, daß die 
Frage allgemein geſtellt werde: Ob dem Herrn Marſchall die Befugniß zu— 
ſteht oder nicht. 

Landtags⸗-Kommiſſar: Ich glaube zur Aufklärung der Verhand⸗ 
lung und zugleich zur Wahrung der Rechte der Krone hier die Bemerkung 
niederlegen zu müſſen, daß es ſich nicht um die Entſcheidung der Verſamm⸗ 
lung handeln kann, ob der Landtags-Marſchall das Recht habe, Petitionen 
zurückzuweiſen oder nicht. Ich habe auch den Herrn Marſchall nicht ſo ver⸗ 
ſtanden, als ſei dies ſeine Abſicht, vielmehr dürfte ſolche nur dahin gehen, 
daß er die Verſammlung darüber befragen wolle, ob ſie glaube, daß er in 
ſeinem Rechte ſei. Wenn die Majorität dies glaubte, ſo würde er die Sache 
auf ſich beruhen laſſen; wenn die hohe Verſammlung dagegen glaubte, er ſei 
nicht in ſeinem Rechte, ſo würde er die Entſcheidung Sr. Majeſtät erbitten. 
Sollte die hohe Verſammlung der Meinung ſein, daß ſie entſcheiden dürfe, 
ob der Marſchall das Recht habe, ungeeignete Anträge zurückzuweiſen oder 
nicht, fo würde ich gegen eine ſolche Abſtimmung proteftiren müſſen. Ich 
bemerke weiter, daß, wenn die Meinung aufgeſtellt iſt, das Reglement könne 
nicht anders als nach Anhörung der Stände geändert werden, ich dies nicht 
zugeſtehen kann. Es findet ſich §. 31. des Reglements die Veſtimmung: 
„Wir behalten Uns vor, eine Reviſion des gegenwärtigen Reglements ein— 
treten zu laſſen, wenn ſich ſolche nach den darüber geſammelten Erfahrungen 
künftig als nothwendig oder wünſchenswerth ergeben follte.« Alſo haben Se. 
Majeſtät ſich die jedesmalige Feſtſtellung des Reglements vorbehalten, und 
dies iſt zur Zeit der einzige geſetzliche Anhalt. 

Abg. v. Auerswald: Was ich in dieſer Angelegenheit ſagen wollte, 
iſt großentheils durch den Königlichen Herrn Landtags- Kommiſſar erledigt, 
und ich erlaube mir daher nur noch die dringende Bitte hinzuzufügen, daß 
die Frage nicht auf den ſpeziellen Fall gerichtet werden möge, wie auch der 
Immediatbericht geſtellt werde, ſondern nach dem Wunſche der Verſammlung 
dahin, ob über gewiſſe Petitionen, die zur Berathung vor dem Vereinigten 
Landtage nicht geeignet gehalten werden, vom Landtags⸗Marſchall oder einer 
Abtheilung des Vereinigten Landtags in erſter Inſtanz allgemein entſchieden 
werden ſoll, und ich glaube, wir würden durch die Berührung der Speziali⸗ 
täten nicht weiter kommen, während, wenn Se. Majeſtät der König darüber 
entſcheiden ſollte, ob ſolche Fälle vom Landtags-Marſchall zu erledigen ſind 
oder nicht, wir für alle jetzigen und künftigen Fälle in Ordnung wären und 
es uns unbenommen bliebe, rückſichtlich aller derartigen Materien zu ver— 

andeln. 

0 Marſchall: Ich bin nicht der Meinung, daß eine Prinzien = Frage 
daraus gemacht werden dürfe, denn dieſe müßte, wenn ſie zur Entſcheidung 
gebracht werden follte, zuvor durch eine Abtheilung vorbereitet werden. Meine 
Anſicht iſt, die Frage ſo zu ſtellen, wie ich ſie bekannt gemacht habe, näm⸗ 
lich ſo, daß die ſich nur auf den vorliegenden Foll bezieht. Ich bemerke, 
daß die Stellung der Frage in dieſer Art um ſo mehr unbedenklich erſcheint, 
da ſich dieſer Fall ſchwerlich wieder ereignen wird, nachdem der Präkluſiv⸗ 
Termin für die Einbringung der Petitionen geſchloſſen iſt. — Doch, eben 
fällt mir ein, daß allerdings noch einige Anträge eingegangen ſind, welche 
eben ſo behandelt werden müſſen. Ich halte es aber für beſſer, daß dann 
die einzelnen entſtehenden Fragen auf dieſelbe Weiſe entſchieden werden. Die 
zu ſtellende Frage lautet: (lieſt vor). Iſt die Verſammlung der Meinnng, 
daß der Landtags⸗Marſchall den §. 26. a. des Geſchäſts⸗Reglements unrich⸗ 
tig ausgelegt habe, indem derſelbe ſich nicht für befugt hält, den fraglichen 
Petitionsantrag anzunehmen? 

Abg. Aldenhoven (vom Platz): Ich erlaube mir die hohe Verſamm⸗ 
lung darauf aufmerkſam zu machen, daß, wenn ſie über die vom Herrn 
Marſchall vorgeſchlagene Frage abſtimmen wollte, ſie das Prinzip anerkannt 
habe: als ſtehe dem Marſchall das Recht zu, darüber zu entſcheiden, ob ein 
Gegenſtand vor den Vereinigten Landtag oder vor die Provinzialſtände gehöre. 
— Sie würden erklären, daß fie nur darüber in Zweifel ſeien, ob der Lands 
tags⸗Marſchall in dem vorliegenden Falle den geeigneten Gebrauch von 
feinem Rechte gemacht habe. Aus dieſem Grunde erkläre ich mich gegen die 
Frageſtellung über die ſpeziellen Fälle und beantrage, daß die Frage im All— 
gemeinen über das Prinzip geſtellt werde. 2 

Marſchall: Ich bin der Meinung, daß ſich die Verſammlung nicht 
die Entſcheidung über die Frageſtellung aneignen werde, weil dieſe mir zu⸗ 
ſteht, ich glaube bereits öfters gezeigt zu haben, daß ich Jedermann darin 
Gehör gebe und jeden Rath annehme, wie ich denn auch jetzt bereit bin, noch 
einen Rath anzunehmen. N ; 

Abg. v. Beckerath: Meine Herren, es ſcheint mir noch ein weiterer 
Grund für die allgemeine Stellung der Frage darin zu liegen, daß bereits 
mehrere Petitionen, welche andere Gegenſtände betreffen, von dem Herrn 
Landtags⸗Marſchall zurückgewieſen worden ſind, weil ſie, nach ſeiner Mei⸗ 
nung, nicht zur Kompetenz des Vereinigten Landtags gehören. Namentlich 
habe auch ich eine Petition wegen Aufrechthaltung der nationalen Selbſtſtän⸗ 
digkeit der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein eingebracht, und ich glaube darin 
bewieſen zu haben, daß dieſe Frage für Deutſchland, für Preußen eine tief 
innnerliche Angelegenheit iſt. Dieſe meine Ueberzeugung iſt durch das, was 
der Herr Landtags-Marſchall dagegen angeführt hat, nicht erſchüttert wor⸗ 
den, und ich glaube, daß auch die hohe Verſammlung fie als richtig aner⸗ 
kennen wird. Wenn aber der Herr Landtags⸗Marſchall ein Recht hätte, das 


Geſchäfts-Reglement dahin zu deuten, daß er Petitionen aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit zurückweiſen kann, ſo wäre unter Umſtänden der Verſamm⸗ 
lung jede Gelegenheit abgeſchnitten, ſich über wichtige Lebensfragen der Na⸗ 
tion auszuſprechen; deshalb erkläre ich mich mit denjenigen einverſtanden, 
welche den Antrag als einen allgemeinen, auf das Prinzip gerichteten geſtellt 
wiſſen wollen. 5 

Marſchall: Es iſt ganz richtig, daß ich auch dieſen Petitions⸗Antrag 
nicht für geeignet erachtet habe, ihn anzunehmen und einer Abtheilung zu 
überweiſen, und habe ich nichts dagegen, wenn die Frage auf denſelben mit 
geſtellt werde. 

Abg. Milde: Nach den Acußerungen, welche von dem Königlichen 
Kommiſſar gehalten ſind, ſcheint es mir, ohne auch jetzt auf die Frage 
einzugehen, von der größten Wichtigkeit zu fein, daß wir dine ganz authenti⸗ 
ſche Interpretation bei Sr. Majeſtät dem Könige nachſuchen. Der vorliegende 
Konflickt, ob der Landtags-Marſchall allein das Urtheil abgeben ſoll, ob eine 
Petirion provinziell oder generell ſei, ſcheint mir, iſt der Gegenſtand, der von 
der größten Wichtigkeit für unſere ganze Lebensthätigkeit als Vereinigter Land⸗ 
tag iſt. Ich muß bekennen, daß, wenn ich auch dem Landtags-Marſchall ſehr 
gern hiermit die öffentliche Anerkennung von meinem Standpunkt aus zuſpre⸗ 
chen muß, daß das Möglichſte von ſeiner Seite geſchehen iſt, um uns die 
breiteſte Vaſis bei unſeren Verhandlungen zu gewähren, doch Zeiten kommen 
können, wo ein Anderer dieſen Platz einnimmt und es allerdings ſehr ſchwie⸗ 
rig ſein würde, in der gegenwärtig zur Geltung gebrachten Art und Weiſe 
hier fortzukommen und uns dann durch und in formeller Beziehung Feſſeln 
auferlegt werden könnten, welche geradezu unſere allgemein ſtändiſche, reichs 
ſtändiſche Wirkſamkeit aufheben könnten. Wir haben auf den Provinzial⸗ 
Landtagen bereits wiederholt erklärt, daß uns Geſchäfts-Ordnungen gegeben 
ſind, die wir nicht mit unſerem lebendigen Wirken in Uebereinſtimmung hiel⸗ 
ten, und deshalb glaube ich, iſt es hier von der größten Wichtigkeit, daß wir 
eine Allerhöchſte Interpretation erbitten und die Frage generell ſtellen. Wenn 
bei jeder Petition Se. Majeſtät der König Sich vorbehalten wollte, den Ge— 
ſchäftsgang des Vereinigten Landtags zu beſtimmen, ſo dürfte dies die größten 
Schwierigkeiten für die Regierungen ſelbſt bereiten. Ich glaube, daß ein 
Reglement, ein Geſchäftsuſus ein beſtimmt feſtgeſetzter ſein muß, und daß na⸗ 
mentlich, wenn die Verſammlung zum erſtenmale zuſammen iſt, ſie ſich den 
Boden erwerben und feſtſtellen muß, auf welchem ſie leben und wirken ſoll. 

Marſchall: Ich bin der Meinung, daß dieſer Gegenſtand zur Bera⸗ 
thung über das Reglement gehört, die uns nahe bevorſteht. 

Abg. v. Vincke: Ich habe mir eine kurze Bemerkung erlauben wollen. 
Wenn der Landtags-Marſchall belieben ſollte, die Frage ſpeziell zu ſtellen 
in Bezug auf eine Petition, fo würde es mir nicht möglich fein, dieſelbe zu 
beantworten, denn wir kennen ja die Petition nur aus allgemeinen Andeu⸗ 
tungen. N 
b Mar ſchall; Es ſcheint mir, als ob der Herr Redner ſelbſt nicht in 
Zweifel ſei, wie er zu ſtimmen haben werde; da er ſehr beſtimmt erklärt hat, 
ich hätte fie nicht zurückweiſen dürfen. * . 

Abg. v. Winde: Nach dem, was hier gefagt iſt, habe ich allerdings 
glauben müſſen, daß der Landtags-Marſchall ſich nicht im Recht befände. Ich 
wünſche aber, daß über eine ſolche wichtige Frage nicht eher abgeſtimmt werde, 
bevor wir mit der Sache genau bekannt ſind, ich glaube, daß dies eine An⸗ 
ſicht iſt, die für ſich ſelbſt redet. Uebrigens habe ich zu bemerken, daß, wenn 
über die Frage abgeſtimmt werden ſoll, nach §. 7. des Geſchäfts-Reglements 
erſt eine Berathung in einer Abtheilung darüber ftattfinden muß. 

Marſchall: Es iſt der Antrag geſtellt worden, daß die Petition hier 
verleſen werden ſolle. (Unruhe, viele Stimmen dagegen.) 

(Der Abgeordnete Gier, welchem der Landtags-Marſchall das Wort 
gegeben, beſteigt die Tribüne, während von vielen Seiten der Ruf nach Ab⸗ 
ſtimmung laut wird.) 

Abg. Gier: Nur eine ganz kurze Bemerkung. Der abgehende Redner 
hat mich um ſo mehr in der Anſicht beſtärkt, daß keine Prinzipien-Frage ge⸗ 
ſtellt werden kann und noch weniger darüber abgeſtimmt werden darf, indem 
ſie einen ganz anderen Geſchäftsgang, eine ganz andere Vorbereitung vor⸗ 
ausſetzt. Es kommen andere Fälle vor, und es ſind ſchon viele vorgekom⸗ 
men, daß der Marſchall nach dem Geſetz eine Petition zurückgegeben hat, 
ich ſelbſt bin in dieſem Fall geweſen. Das Geſetz antorifirt ihn dazu in ſol⸗ 
chen Fällen; ich will nur einen Paragraphen vorleſen: (Lieſt vor.) Hier 
liegt aber ein einzelner zweifelhafter Fall vor, der abgemacht werden muß, 
um vorwärts zu kommen. Der Marſchall iſt zweifelhaft geweſen über ſein 
Verfahren und fragt uns ganz einfach, ob wir anderer Meinung ſind als 
er. Das halte ich für einfach; er wünſcht darüber unſere Abſtimmung, und 
nur ſo kann die Frage geſtellt werden. Ich ſelber werde gegen den Marſchall 
ſtimmen, indem ich der Meinung bin, daß die Eingabe an die Abtheilung 
hätte gewieſen werden müſſen, und ich wünſche ſogar, daß der Marſchall die 
Gewogenheit haben möchte, nach näherer Prüfung nicht an den König zu 
berichten, ſondern, wenn die Verſammlung gegen ihn ſtimmt und dadurch 
den Wunſch zu erkennen giebt, daß die Petition einer Abtheilung überwieſen 
werden möchte, der Marſchall fie noch an den Ausſchuß befördere, indem ich 
glaube, es würden dadurch Verlegenheiten und große Mißſtimmung beſeitigt 
werden. 

Abg. v. Vrodowski (vom Platze, war undeutlich zu verſtehen): Ich 
habe im Anfange geſprochen, daß nach §. 29 der Marſchall allerdings das 
Recht hat, in zweifelhaften Fällen zu entſcheiden. Es iſt aber hier kein zwei⸗ 
felhafter Fall. Nach F. 26 a. muß eine jede Petition einer Abthellung zur 
Berathung überwieſen werden. Wenn hier ein Zweifel vorhanden geweſen 
wäre, ſo würde geſagt ſein, provinzielle Sachen müſſen zurückgewieſen wer⸗ 
den. Ich mache darauf aufmerkſam: Se. Majeſtät der König hat ausge⸗ 
ſprochen; »Zwiſchen Uns ſei Wahrheit.“ Der brave Unterthan muß die 
Wahrheit ausfpreden, wie ſie ihm fein empfindendes Herz diktirt, denn an⸗ 
ders kann der König zur Wahrheit nicht kommen. Wird ſie unter dem 
Vorwande, fie betreffe nur eine Provinz, zurückgewieſen, ſo kann Se. Ma⸗ 
jeſtät der König nicht wiſſen, ob dieſe Frage Anklang findet, ob die Uebel⸗ 
ſtände, die in der Petition enthalten ſind, wirklich gegründet ſeien. Deshalb 
bitte ich die Verſammlung, zu erlauben, daß dieſer Gegenſtand wenigſtens 
einer Abtheilung überwieſen werde und es jetzt bei der allgemeinen Frage bleibe. 

(Schluß folgt) 


